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Ende 2010 hat der Deutsche Bundestag das 
GKV-Finanzierungsgesetz und das Arz-
neimittelmarkt-Neuordnungsgesetz be-
schlossen. Damit hat die schwarz-gelbe 

Regierungskoalition ihre Gesund-
heitsreform, über die sie zuvor 
monatelang heftig gestritten hatte, 
in trockene Tücher gebracht. Ob da-
mit auch dem Gesundheitswesen in 
Deutschland geholfen ist, muss die 
Zukunft zeigen. Zunächst verschaf-
fen die beschlossenen Maßnahmen 
den gesetzlichen Krankenkassen 
etwas Luft, sowohl auf der Einnah-
men- als auch auf der Ausgaben-
seite. Die wenigen Einschnitte z. B. 
im Arzneimittelbereich gehen zwar 
in die richtige Richtung, sind aber 
bei weitem nicht ausreichend. Ins-
gesamt ist zumindest für das Jahr 
2011 mehr Planungssicherheit ge-
währleistet und die Krankenkassen 
können auf etwas soliderem Funda-
ment arbeiten. 

Den Preis für diese relative finan-
zielle Stabilität müssen allerdings 
die Beitragszahler tragen. Die be-
schlossene Finanzreform verschiebt 
nur den Zeithorizont, von dem an die 
gesetzlichen Krankenkassen indi-
viduelle Zusatzbeiträge einfordern 
müssen. Absehbare Kostensteige-
rungen, etwa bei den Ärztehonora-
ren, werden allein den Versicherten 
aufgebürdet, denn der Arbeitgeber-
beitrag ist auf dem Niveau von 7,3 
Prozent festgeschrieben.

Zweifel bestehen auch am so ge-
nannten Sozialausgleich, der verhin-
dern soll, dass gesetzlich Kranken-
versicherte individuell zu stark mit 
Zusatzbeiträgen belastet werden. 

Hier haben u. a. die Betriebskrankenkas-
sen während des Gesetzgebungsverfahrens 
deutlich gemacht, dass das von Union und 
FDP gewählte Ausgleichssystem allein schon 
wegen des hohen bürokratischen Aufwands 
die Note „mangelhaft“ verdient. 

Zum 7. Juli 2010 haben sich die bisherigen 
BKK-Landesverbände Nordrhein-Westfalen 
und Nord zum BKK-Landesverband NORD-
WEST zusammengeschlossen, um mit einer 
Konzentration der Kräfte ihre Arbeit noch 
effizienter zu gestalten und neue Dienstleis-

tungen für ihre Mitgliedskassen und deren 
Versicherte zu entwickeln. Der neue Ver-
band vertritt 38 Betriebskrankenkassen in 
Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Schleswig-Holstein. 
Sein noch gestiegenes politisches Gewicht 
wird der BKK-Landesverband NORDWEST 
auch weiterhin in die gesundheitspolitischen 
Debatten einbringen. 

2011 wird es in erster Linie darum gehen, 
die Versorgungsqualität – vor allem die am-
bulante ärztliche Versorgung, und hier ins-
besondere die Frage der Über-, Fehl- und 
Unterversorgung – selbst stärker in den 
Blick zu nehmen und diese zu verbessern. 
Qualitätsaspekte müssen insgesamt wie-
der ein größeres Gewicht bekommen. Dass 
Wettbewerb zwischen den Krankenkassen 
derzeit alleine vom Zusatzbeitrag ausgelöst 
wird, ist unhaltbar. Die Zuweisungen aus 
dem Gesundheitsfonds decken nicht die Aus-
gaben, die eine Kasse mit vielen älteren und 
kranken Versicherten hat. Ein verzerrter 
Wettbewerb, der korrigiert werden muss. 
Auch die Pflegeversicherung wird 2011 eine 
Baustelle der Gesundheitspolitik sein müs-
sen. Reformbedarf besteht hier seit langem. 
Die Betriebskrankenkassen werden sich wie 
bisher in die Diskussionen einmischen und 
ihre Vorschläge einbringen. Mit Interesse 
verfolgen sie auch den Wunsch der Länder 
nach stärkeren Gestaltungsmöglichkeiten in 
der medizinischen Versorgung.

Ein besonderer Dank gilt Herrn Theo 
Giehler, der am 30. Juni 2011 – nach über 
50-jähriger Tätigkeit für die GKV, darunter 
viele Jahre in leitenden Positionen in der 
Betrieblichen Krankenversicherung – in den 
wohlverdienten Ruhestand gegangen ist.

Vorstand und Verwaltungsrat  
BKK-Landesverband NORDWEST

Willi Budde
Versichertenvertreter (alternierender
Vorsitzender des Verwaltungsrates) 

Ernst Hornung 
Arbeitgebervertreter (amtierender
Vorsitzender des Verwaltungsrates) 

Jörg Hoffmann				  
Vorsitzender des Vorstandes		

Manfred Puppel
stellv. Vorsitzender des Vorstandes

Theo Giehler
Vorstand (bis 30.06.2011)		
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Mit der konstituierenden Sitzung des neuen 
Verwaltungsrates wurde der Zusammen-
schluss der beiden BKK-Landesverbände 
NRW und NORD zum BKK-Landesverband 
NORDWEST vollzogen. Die beiden bisherigen 
Standorte Essen und Hamburg bleiben be-
stehen, um die gute Betreuung der Versi-
cherten im Zusammenspiel mit den regiona-
len Partnern wie Ärzten, Apothekern oder 
Krankenhäusern  weiter zu gewährleisten. 

Mit der Fusion beider Verbände sollen nach 
innen eine betriebswirtschaftlich stabile 
Grundlage und die Optimierung einzelner 
Geschäftsfelder erzielt werden. Nach au-
ßen erwartet man sich eine weitere Er-
höhung des politischen Gewichts und eine 
Stärkung im Vertragsgeschäft, z. B. mit 
Kliniken oder Pharmafirmen. So können z. 
B. in den vier Bundesländern Nordrhein-
Westfalen, Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern Vertrags-
strategien harmonisiert werden, wodurch 
ein wichtiger Schritt zur bundesweiten 

Aufgrund der Fusion der ehemaligen BKK-
Landesverbände NRW und NORD zum BKK-
Landesverband NORDWEST war ein neuer 
Verwaltungsrat zu wählen. Dieser hat sich 
– mit je 15 Arbeitgeber- und Versicher-
tenvertretern – zum 7. Juli 2010 konsti-
tuiert. Alternierende Verwaltungsrats-
vorsitzende, die sich jährlich im Vorsitz 
abwechseln, sind Willi Budde aus Mülheim/
Ruhr (Versichertenvertreter) sowie Ernst 

Harmonisierung der Versorgungsverträge 
erreicht wird. Auch den Anforderungen, die 
mit den Veränderungen in der Kassenland-
schaft einhergehen, wollen wir durch die 
Fusion noch besser gerecht werden. 
Die BKK-Landesverbände übernehmen ge-
setzlich zugewiesene Aufgaben für ihre 
Mitgliedskassen und von diesen Betriebs-
krankenkassen übertragene Aufgaben 
(s. auch ab Seite 09.) Dazu gehören u. a. 
Vertragsverhandlungen mit den Kassen-
ärztlichen und Kassenzahnärztlichen Ver-
einigungen in ihren Bundesländern sowie 
Vertragsabschlüsse mit Krankenhäusern 
und der gesetzlichen Pflegeversicherung. 
Zudem vertreten sie die BKK in der  
Öffentlichkeit und gegenüber der Politik. 

Durch den Zusammenschluss von NORD und 
NRW zum BKK-Landesverband NORDWEST 
kann der neue Verband seine gesamte  
Arbeit noch effizienter gestalten, und in die 
gesundheitspolitischen Debatten ein ge-
stiegenes Gewicht einbringen.

Hornung aus Hamburg (Arbeitgeberver-
treter). Beide waren bereits vorher seit 
vielen Jahren in der Selbstverwaltung ih-
rer Landesverbände aktiv. Alle Mitglieder 
des Verwaltungsrates üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus. Ihre Amtszeit beträgt 
sechs Jahre.

NOCH MEHR EFFIZIENZ,  
NOCH MEHR GEWICHT  
	DER  NEUE BKK-LANDESVERBAND  
	NORD WEST 
	

Der Verwaltungsrat eines Landesverban-
des entspricht im weitesten Sinne dem 
Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft. Im 
BKK-Landesverband NORDWEST bestimmt 
er u. a. die sozial- und unternehmenspoliti-
sche Ausrichtung. Hierzu zählen in erster 
Linie die Positionierung der BKK im gesund-
heits- und sozialpolitischen Umfeld und ihre 
strategische Ausrichtung am Markt. Ihm 
stehen umfassende Kontroll- und Informa-
tionsrechte zu, und er wählt den Vorstand. 
Zudem beschließt er die Grundordnung des 
Landesverbandes im Rahmen seiner Sat-
zung und entscheidet z. B. – im Rahmen ge-
setzlicher Vorgaben – über die Feststellung 
des Haushaltsplanes und die Entlastung 
des Vorstandes.

Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind 
grundsätzlich öffentlich, sofern nicht 
personelle Angelegenheiten oder geheim-
haltungsbedürftige Tatsachen behandelt 
werden.

Der Verwaltungsrat des BKK-Landesver-
bandes NORDWEST hat Fachausschüsse 
mit folgenden Schwerpunkten gebildet:

Ausschuss 1  
Controlling, Haushalt, Personal sowie  
Finanzausgleiche und -hilfen, Dienstleis-
tungen

Ausschuss 2 
Gesundheits- und sozialpolitische Grund-
satzfragen, Vertragspolitik, Gestaltung 
regionaler Versorgungsstrukturen, Öffent-
lichkeitsarbeit sowie Satzungsfragen

rechnungsprüfungsausschuss
Prüfung der Jahresrechnung und Empfeh-
lung zur Entlastung des Vorstands

Die einzelnen Mitglieder des Verwal-
tungsrats nehmen eine Vielzahl weite-
rer Aufgaben im BKK-System wahr: In der 
Gesellschafterversammlung des BKK Bun-
desverbandes, der BKK Akademie oder 
des Bildungszentrums, beim Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung oder in 
Gremien des GKV-Spitzenverbandes.

Die neue Selbstverwaltung des BKK-Lan-
desverbandes NORDWEST vertritt knapp 
vier Millionen BKK-Versicherte, die im Ver-
bandsgebiet leben.

Die ordentlichen Mitglieder des  
Verwaltungsrates

Versichertenvertreter

Budde, Willi | BKK vor Ort
Poganaz, Horst | BKK Victoria – D.A.S
Wiese, Dieter | BKK Hoesch
Hamers, Ludger | BKK vor Ort
Langer, Hans-Peter | BKK DEMAG KRAUSS-MAFFEI
Mittelbach, Bernd | Vaillant BKK
Böntgen, Rolf Dieter | DIE BERGISCHE KRANKENKASSE
Ruppik, Erich | Bertelsmann BKK
Rüland, Wolfgang | SAINT-GOBAIN BKK
Krüger, Peter | BKK Miele
Friederichs, Günter | Shell BKK/LIFE
Gustäbel, Werner | BKK vor Ort
Peuser, Peter | Novitas BKK
Krämer, Horst | BKK PHOENIX AG
Dilg, Gudrun | BKK Axel Springer

Arbeitgebervertreter

Nießen, Dr. Michael | BKK Deutsche Bank AG
Heinrich, Volker | BKK Hoesch
Helmrich, Wolfgang | BKK DEMAG KRAUSS-MAFFEI
John, Rainer | BKK vor Ort
Wittek, Dr. Lothar | BKK für Heilberufe
Schreiber, Michael | Vaillant BKK
Frank, Karl-Otto | BKK Achenbach Buschhütten
Aust, Michael | Bertelsmann BKK
Schild, Andreas | BKK Herford Minden Ravensberg
Nowak, Meinolf | BKK futur
Hornung, Ernst | ESSO BKK
Bruchmann, Hans-Rüdiger | BKK-SH
Kaiser, Dr. Heinrich | Die Continentale BKK 
Raedler, Joachim | SECURVITA BKK
Brettner, Hans | BKK vor Ort

BKK-Landesverband NORDwest  
	N euer Landesverband,  
	 neuer Verwaltungsrat 
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Die Neuordnung der vertragsärztlichen Ver-
gütung 2009 nach dem GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetz hatte die vollständige 
Neuberechnung der Gesamtvergütungen der 
Krankenkassen für die ambulante ärztliche 
Versorgung, inklusive eines neuen Mengen-
steuerungskonzeptes, zur Folge. Ziel der 
Vergütungsreform waren die Einführung 
einer neuen Abrechnungssystematik mit 
bundesdurchschnittlichen Preisen, die An-
gleichung der Honorare zwischen alten und 
neuen Bundesländern und die Mengensteu-
erung zur Verhinderung einer übermäßigen 
Ausdehnung vertragsärztlicher Leistun-
gen. Außerdem sollte das Morbiditätsrisiko 
– bei Ausgabensteigerungen aufgrund einer 
erhöhten Krankheitshäufigkeit oder einer 
veränderten Krankheitsstruktur der Versi-
cherten – auf die Krankenkassen übertragen 
werden.

Umgesetzt wurde die Reform durch die 
Selbstverwaltung der Ärzte und Krankenkas-
sen. Auf Bundesebene sind dies die Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung und der GKV-
Spitzenverband. Diese bilden ein Gremium, 
den Bewertungsausschuss. Von diesem wer-
den die Vorgaben zur Umsetzung der Vergü-
tungsreform entwickelt. Unterstützt wird er 
dabei durch das Institut des Bewertungsaus-
schusses (InBa), welches die notwendigen 
Berechnungen im Vorfeld durchführt. Nach 
diesen Vorgaben vereinbaren die jeweiligen 
Kassenärztlichen Vereinigungen (KV), die 
Landesverbände der Krankenkassen und die 
Ersatzkassen unter Berücksichtigung re-
gionaler Besonderheiten die konkrete Ho-
norierung durch die Krankenkassen und die 
Verteilung des Geldes unter den Vertrags-
ärzten. Regionaler Gestaltungsspielraum 
besteht beispielsweise bei der Honorarver-
teilung, der Vergütung besonders förde-
rungswürdiger Leistungen und der Vereinba-
rung ergänzender Sonderverträge.
Der BKK-Landesverband NORDWEST hat mit 

seinen Verhandlungspartnern die Umset-
zung der Vergütungsreform regional aktiv 
zu Gunsten der Betriebskrankenkassen mit-
gestaltet. Aufgabe des BKK-Landesverban-
des NORDWEST ist auch die Vereinbarung 
der Rechnungslegung der vertragsärztli-
chen Vergütung durch die KV gegenüber den 
Betriebskrankenkassen. Der Landesver-
band erarbeitet die Vorgaben der Abrech-
nung, übernimmt die beispielhafte Prüfung 
und gibt den Betriebskrankenkassen jedes 
Quartal Hinweise zu Änderungen und Auffäl-
ligkeiten. Bei Fehlern wendet er sich für die 
Betriebskrankenkassen an die KV zwecks 
Korrektur.

Das neue Vergütungssystem wurde den BKK 
Fachleuten vom Landesverband mittels in-
ternem Internet-Informationssystem und in 
Informationsveranstaltungen, auf Wunsch 
auch individuell vor Ort in der BKK, näher 
gebracht. 

Nach der Reform 2009 machte sich in der 
Ärzteschaft zunehmend Unmut breit. Die 
historisch gewachsenen Vergütungsunter-
schiede in den Regionen konnte die Honora-
reform nicht beseitigen. So liegt die Spanne 
der ärztlichen Vergütung je BKK Versicher-
ten 2010 in den vom BKK-Landesverband 
NORDWEST betreuten Bundesländern zwi-
schen 389 und 457 Euro. Darüber hinaus 
wirkte sich die Neuverteilung des Geldes 
in den KV unterschiedlich auf die einzelnen 
Arztgruppen aus. Es meldeten sich über-
wiegend die Ärzte zu Wort, die Honorarver-
luste oder nur geringe Honorargewinne zu 
verzeichnen hatten, während die Honorar-
gewinner ruhig blieben. In der Kritik stand 
und steht bis heute insbesondere das Ins-
trument zur Mengensteuerung, die so ge-
nannten Regelleistungsvolumen. Dies führ-
te dazu, dass die Honorarreform 2009 im 
Sinne eines „lernenden Systems“ Schritt 
für Schritt bis heute nachgebessert wird. 

Bedingt durch die zeitverzögerte Quartals-
abrechnung (6 Monate Zeitversatz) machten 
die KV mit zunehmender Intensität und von 
Quartal zu Quartal in unterschiedlicher Aus-
prägung Anpassungsbedarf auf Bundes- und 
regionaler Ebene geltend. 
 

Im Jahr 2010 hat der Bewertungsausschuss 
erneut eine Reihe von Anpassungen vor-
genommen. Regionale Spielräume wurden 
erhöht, damit in den einzelnen Regionen fle-
xibel auf bestehende regionale Besonderhei-
ten reagiert werden kann. So verhandelt der 
BKK-Landesverband NORDWEST seit 2009 
mit den fünf Kassenärztlichen Vereinigun-
gen jedes Quartal neu über die Honorarver-
teilung, um die Verteiligungsgerechtigkeit 
zu verbessern und die in der Vergangenheit 
festzustellende Zunahme von Versicherten-
beschwerden und Kostenerstattungsanträ-
gen zu verringern.

Die Reform der vertragsärztlichen Vergü-
tung 2009 hat politisch bedingt zu einer 
erheblichen Erhöhung der Honorarausga-
ben der gesetzlichen Krankenversicherung 

geführt. In den Jahren 2008 bis 2010 sind 
nach Feststellung des GKV-Spitzenverban-
des die Vertragsärzte mit rund 10 Mrd. Euro 
zusätzlich vergütet worden. Gleichzeitig 
erhöhte sich der Überschuss je Arzt (so 
genannter Arztlohn) für 2010 von 105.000 
Euro im Jahr 2007 auf rund 135.000 Euro 
für eine voll ausgelastete GKV-Praxis.

Um den überproportionalen Kostenanstieg 
bei der ambulanten ärztlichen Vergütung 
kurzfristig zu stoppen, wäre eine Nullrun-
de für das Jahr 2011 notwendig gewesen. 
Durch das GKV-Finanzierungsgesetz wird 
es im Jahr 2011 jedoch wiederum zu einer 
prognostizierten Steigerung der Ausgaben 
für die ärztliche Behandlung im Bereich des 
BKK-LV NORDWEST von durchschnittlich 
mehr als 5 Prozent kommen. Die Mehraus-
gaben können bei einzelnen BKK für den Bei-
tragssatz relevant sein. Zur Erleichterung 
der Haushaltsplanung erhalten die Betriebs-
krankenkassen vom BKK-Landesverband 
NORDWEST Prognoseberechnungen.
Das GKV-Finanzierungsgesetz sieht vor, 
dass der Bewertungsausschuss dem Bun-
desministerium für Gesundheit bis zum 

bkk-landesverband nordwest  
kernaufgaben

HONORAR DER VERTRAGSÄRZTE	  
	 nach der reform  
	ist  vor der reform 



 

Die vertragspolitische Arbeit im Bereich der 
Krankenhausversorgung konzentrierte sich 
im  vergangenen Jahr darauf, den weiter-
hin zu verzeichnenden Anstieg der Kranken-
hausausgaben für die Solidargemeinschaft 
der BKK Versicherten auf ein moderates 
Maß zu begrenzen und gleichzeitig den Versi-
cherten ein optimiertes Versorgungsange-
bot zur Verfügung zu stellen.

Dem Anstieg der Krankenhausausgaben 
konnte der BKK-Landesverband NORDWEST, 
in Kooperation mit den übrigen BKK-Landes-
verbänden, bei der Festlegung des Landes-
basisfallwerts zumindest teilweise entge-
gentreten. Der Landesbasisfallwert legt 
das einheitliche Preisniveau in einem Bun-
desland fest und wird jedes Jahr zwischen 
den zuständigen Landesverbänden und der 
Landeskrankenhausgesellschaft neu ausge-
handelt. Er ist somit der zentrale Preispa-
rameter und maßgeblich für die Entwicklung 
der Krankenhausausgaben in einem Bundes-
land. In allen vom BKK-Landesverband NORD-
WEST betreuten Bundesländern (Nordrhein-
Westfalen, Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern) konnten mo-
derate Steigerungsraten für den Landesba-
sisfallwert 2011 ausgehandelt werden. Mit 
einer Ausnahme lag die Steigerungsrate für 
die Landesbasisfallwerte unter der vom BMG 
prognostizierten Grundlohnsummenent-
wicklung für 2011 in Höhe von 1,15 Prozent. 
Insofern ist der vereinbarte Preisanstieg für 
Krankenhausleistungen gegenfinanziert.

Problematisch bleibt hingegen die Mengen-
entwicklung. Neben dem Preis bestimmt die 
Menge der nachgefragten Krankenhausleis-
tungen als zweiter zentraler Parameter die 
Entwicklung der Krankenhausausgaben. Im 
Rahmen der Verhandlungen zu den Landes-
basisfallwerten werden auch Obergrenzen 
für die Gesamtmenge pro Bundesland ver-
einbart. Wie in den vorhergehenden Jah-
ren zeichnet sich auch für 2011 ab, dass die 
Krankenhäuser wieder mehr und komplexere 
Leistungen als im Vorjahr erbringen werden. 
Wie in allen Bundesländern wurden auch im 

Zuständigkeitsbereich des BKK-Landesver-
bandes NORDWEST Steigerungsraten für 
die Mengenobergrenzen vereinbart, die die 
Grundlohnsummenentwicklung 2011 über-
schreiten. Es bleibt zwar abzuwarten, ob die 
Krankenhäuser in den jeweiligen Bundeslän-
dern die vereinbarten Mengensteigerungen 
im Gesamtjahr 2011 tatsächlich vollständig 
ausschöpfen, doch müsste das nachhaltige 
Mengenwachstum der vergangenen Jahre 
sich schon signifikant abschwächen, damit 
die Steigerung der Krankenhausausgaben 
am Jahresende nicht die Grundlohnsummen-
steigerung überschreitet.

Dass sich das Mengenwachstum in den ver-
gangenen Jahren unverändert fortsetzte 
und sich zum primären Ausgabentreiber für 
den Krankenhausbereich entwickelte, liegt 
auch an dem Tatbestand, dass die Kranken-
hausstrukturen weiterhin suboptimal sind. 
Zwar hat sich der Gesamtbestand der Kran-
kenhauskapazitäten reduziert, doch exis-
tieren immer noch in erheblichem Umfang 
Doppelkapazitäten, die für eine wirtschaft-
liche Versorgung nicht notwendig sind. Aus 
diesem Grunde hat sich der BKK-Landes-
verband NORDWEST auch im Berichtszeit-
raum umfänglich in der Krankenhausplanung 
engagiert. In zahlreichen Planungsverfahren 
wurden in Zusammenarbeit mit den anderen 
Landesverbänden, den Krankenhausträgern 
und den zuständigen Planungsbehörden die 
Strukturen einzelner Krankenhäuser oder 
die Leistungsangebote mehrerer Kranken-
häuser einer Region optimiert. Dabei ver-
folgte der Landesverband stets das Ziel, 
nicht nur eine reine Kapazitätsreduzierung 
umzusetzen, sondern für die BKK Versicher-
ten ein leistungs- und zukunftsfähiges Kran-
kenhausangebot sicherzustellen, das auch 
dem Gebot der Wirtschaftlichkeit entspricht 
und finanzierbar ist.
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30. April 2011 ein Konzept für eine schritt-
weise Angleichung der ärztlichen Vergü-
tungen vorlegt. In der Gesetzesbegründung 
wird ausgeführt, dass im Laufe des Jahres 
2011 eine grundsätzliche Überprüfung und 
Korrektur der gesamten Honorarreform ge-
plant ist. Der Auftrag erfolgt vor dem Hin-
tergrund, die Honorarreform zusammen mit 
den Beteiligten den erforderlichen Kurskor-
rekturen zu unterziehen und ein einfaches, 
verständliches Vergütungssystem für die 
Zukunft zu schaffen, das die ärztlichen Leis-
tungen adäquat abbildet. Dabei sollen auch 
weiterhin regionale Besonderheiten Berück-
sichtigung finden.

Die letzte – vom Gesetzgeber induzierte – 
Honorarreform hat den niedergelassenen 
Ärzten einen Vergütungszuwachs in Milli-
ardenhöhe beschert und trotzdem nicht zu 
einer Befriedung an der Honorarfront ge-
führt. Letztlich muss man konstatieren, 
dass es sich hier um ein Verteilungsproblem 
auf der Arztebene handelt, das aber auf 
dem Rücken der gesetzlichen Krankenver-
sicherung ausgetragen wird. Das System, 
insbesondere auch die Honorarverteilung, 
ist inzwischen so komplex und intranspa-
rent geworden, dass die Unzufriedenheit 
ständig größer wird. Es ist zu befürchten, 

dass sich durch wechselnde Umverteilungs-
kriterien die Vergütung immer weiter auf-
schaukelt und es dabei immer wieder andere 
Arztgruppen oder KV-Bereiche gibt, die sich 
benachteiligt fühlen. Diesem Effekt muss 
Einhalt geboten werden. 

Aus Sicht des BKK-Landesverbandes NORD-
WEST ist grundsätzlich eine Morbiditätsori-
entierung der Vergütung – bei einheitlichem 
Preis – anzustreben. Diese konnte bisher 
nicht umgesetzt werden, da die Ärzte die 
Diagnosekodierung ablehnen und die Bun-
desregierung die Anwendung – zum wieder-
holten Mal – bis Ende 2011 ausgesetzt hat. 
Übergangsweise käme die Anwendung eines 
Demografiefaktors für die Veränderung der 
Gesamtvergütung in Frage. Aufgabe des 
BKK-Landesverbandes NORDWEST ist es 
jetzt, mit dem BKK Bundesverband den GKV-
Spitzenverband bei der Konzeptentwicklung 
der Kassenseite für ein neues Vergütungs-
system zu unterstützen, damit die Erkennt-
nisse aus der Region im Interesse der Be-
triebskrankenkassen bei der nächsten 
Gesundheitsreform berücksichtigt werden.

KRANKENHAUSBEHANDLUNG  
	KOOPERA TION BEGRENZT  
	KO STENANSTIEG



 

sich wandelnden Bedürfnisse kontinuier-
lich überprüft. Und vor diesem Hintergrund 
bietet der BKK-Landesverband NORDWEST 
seinen Mitgliedern eine Angebotsplattform 
zielgerichteter Dienstleistungen mit größt-
möglichem Nutzen. Sie sind für die BKK 
wichtige Bausteine für eine erfolgreiche 
Positionierung auf dem GKV-Markt.  

EINIGE SCHWERPUNKTE

Verbesserte Versorgung von  
Patienten mit chronischen Wunden 

Schätzungen zufolge geht man von vier 
Millionen Patienten in Deutschland aus, die 
unter verschiedenen Arten von chronischen 
Wunden leiden. Wunden können durch äuße-
re Einwirkungen zum Beispiel als Platz- und 
Schürfwunden, Verbrennungen etc. ent-
stehen. In zunehmendem Lebensalter füh-
ren häufig innere Grunderkrankungen mit 
Durchblutungsstörungen oder Nervenschä-
digungen dazu, dass betroffene Patienten 
anfällig für eine Wunderkrankung sind. Zu 
den häufigsten Formen zählen hierbei die 
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Im Bereich der Pflegeversicherung ist der 
BKK-Landesverband NORDWEST federfüh-
rend zuständig für über 1.000 Pflegeein-
richtungen in den Bundesländern Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein.

Die Pflegeversicherung war 2010 durch 

die Verhandlungen zur Weiterentwicklung 
der Pflegenoten geprägt. Der Gesetzgeber 
sieht vor, dass die Pflegeeinrichtungen auf-
grund durchgeführter Qualitätsprüfungen 
mit entsprechenden Pflegenoten zu bewer-
ten sind, die dann im Internet veröffentlicht 
werden müssen. Von der Qualität der Ein-
richtungen können sich so auch die Versi-

Pflegeversicherung  
	R egelmäSSige Qualitätsprüfungen, 	
	 aktuellere Informationen

Der BKK-Landesverband NORDWEST hat 
zusätzlich zu seinen gesetzlich bestimmten  
Kernaufgaben immer mehr Dienstleistun-
gen für seine Mitgliedskassen übernom-
men, die auch gemeinsam mit diesen entwi-
ckelt wurden.

Oberste Zielsetzung dieser Leistungen ist 
die wirksame Unterstützung der einzelnen 
BKK – etwa durch fachliche Beratung oder 
neue, kundenorientierte Angebote und Pro-
dukte – und, in einem durch Pluralität ge-
kennzeichneten System besonders wichtig, 
die Stärkung der Dachmarke BKK. 

Gerade die Vielfalt der BKK erfordert gro-
ße Flexibilität und individuelle und bedarfs-
gerechte Angebote für die Versicherten. 
Und so sind nicht nur die BKK Kunden für die 
Dienstleistungen des BKK-Landesverban-
des NORDWEST, sondern auch deren Kun-
den, die Versicherten. 
 
Dies und die sich stetig ändernden gesetz-
lichen Rahmenbedingungen führen auch zu 
veränderten Erwartungen der Mitglieds-
kassen an ihren Landesverband. Unter 
diesen Aspekten werden im Fokus eines 
zielgerichteten Change-Managements die 

bkk-landesverband nordwest  
individuelle dienstleistungen

Der BKK-Landesverband NORDWEST sichert 
durch Vertragsabschlüsse, unter anderem 
mit den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
und den Landesinnungsverbänden des Zahn-
techniker, Handwerks die Versorgung der 
BKK Versicherten mit zahnärztlichen Leistun-
gen in den Regionen. 
 

Gestaltung der Honorare

Hierzu gehört beispielsweise die Vereinba-
rung der Gesamtvergütung der Betriebskran-
kenkassen mit den jeweiligen Kassenzahn-
ärztlichen Vereinigungen. So werden z.B. in 
Nordrhein-Westfalen die erbrachten Leistun-
gen weitestgehend als krankenkassenbezo-
gene Einzelleistungsvergütungen mit Ober-
grenze vergütet. Auch die Gestaltung der 
Preisvereinbarungen mit den Landesinnungs-
verbänden für zahntechnische Leistungen 
gehört zu den Aufgaben des BKK-Landesver-
bandes NORDWEST.

Der Gesetzgeber plant nunmehr durch das 
Gesetz zur Verbesserung der Versorgungs-
strukturen in der GKV (GKV-WSG) grundsätz-
liche Änderungen.Der Vorrang des Grundsat-
zes der Beitragssatzstabilität und die strikte 
Anbindung an die Grundlohnsummenentwick-

cherten direkt ein Bild machen. Sie  erhal-
ten Aufschluss über das Gesamtergebnis 
– dargestellt in Schulnoten – sowie, unter-
teilt nach einzelnen Bereichen, zu verschie-
denen Qualitätskriterien. 

Ab dem 01.01.2011 sind Pflegeeinrichtun-
gen grundsätzlich einmal im Jahr durch den 
Medizinischen Dienst der Krankenversiche-
rung (MDK) zu überprüfen, sodass den Ver-
sicherten regelmäßig aktualisierte Infor-
mationen zur Verfügung stehen. 
Die Verhandlungen zur Weiterentwicklung 
dieser Pflegenoten sind leider vorerst an 
der mangelnden Kompromissbereitschaft 
kleiner Pflegeverbände gescheitert. Des-
halb soll nach dem Willen des Gesetzge-
bers ein Konfliktlösungsmechanismus 
(Errichtung von Schiedsstellen) geschaf-

lung bei der Anpassung der Gesamtvergütun-
gen sollen aufgegeben werden („Ablösung der 
strikten Budgetierung“). Darüber hinaus ist 
eine Angleichung der aktuell gezahlten Vergü-
tungspunktwerte innerhalb der Krankenkas-
senarten vorgesehen. Der BKK-Landesver-
band NORDWEST wird sich bei der Umsetzung 
der neuen gesetzlichen Regelungen aktiv 
beteiligen. 

 
Prävention wird groSS geschrieben

Der BKK-Landesverband NORDWEST setzt 
sich auch maßgeblich für die Zahngesundheit, 
insbesondere bei Kindern, ein. 

So wurde beispielsweise das Konzept „Ge-
sund im Mund“ für die Gruppenprophylaxe in 
der Grundschule, das im Auftrag des Arbeits-
kreises Zahngesundheit in Westfalen-Lippe 
entwickelt wurde, federführend mitgestaltet. 
Das Konzept zeigte im Rahmen einer wissen-
schaftlichen Evaluation hervorragende Ergeb-
nisse. Sowohl Schüler als auch Lehrer beur-
teilten die Unterrichtseinheiten als sehr gut, 
was zu einem positiven Image der gesetzli-
chen Krankenversicherung und insbesonde-
re der BKK beigetragen hat. Darüber hinaus 
kann  die Gruppenprophylaxe dazu beitragen 
langfristig Zahnschäden zu vermeiden.

fen werden, um entsprechenden Blockade-
haltungen entgegenwirken zu können. Der 
BKK-Landesverband NORDWEST begrüßt 
diese Initiative des Gesetzgebers, den Ver-
sicherten noch mehr Informationen über 
gute Pflege anzubieten. 

Für die Pflegeeinrichtungen, die der  
BKK-Landesverband NORDWEST betreut, 
wurde für die Qualitätsprüfungen und die 
Vergabe der Pflegenoten ein Spezialis-
tenteam installiert. Es ist u. a. dafür zu-
ständig, den Pflegeeinrichtungen die vom 
jeweiligen MDK festgestellten Mängel und 
Defizite mitzuteilen und die Mängelbehe-
bung zu kontrollieren. Ferner geht es um 
das Verfahren, wie Pflegenoten im Internet 
zu veröffentlichen sind.

Zahnärztliche Leistungen  
	 BKK Versicherte gut versorgt



 

ambulanten bzw. kurzzeitstationären Ope-
rationen unterschiedlicher Fachbereiche 
durch die BKK-Vertragsarbeitsgemeinschaft 
NRW vereinbart. An diesen Verträgen wir-
ken 109 niedergelassene Ärzte, 12 ambu-
lante Operationszentren und sieben Kran-
kenhäuser mit. Pro Quartal nehmen rund 
575 BKK Versicherte teil.

Starke Kids
 
Schon 2008 schlossen der Berufsver-
band der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ) 
gemeinsam mit der Ärztegenossen-
schaft und den Betriebskrankenkassen 
in Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern eine Lücke bei 
der qualifizierten und systematischen 
medizinischen Beobachtung von Schulkin-
dern. Die bereits etablierten Kinder- und 
Jugenduntersuchungen U 1 bis U 9 wurden 
durch zwei weitere Termine ergänzt. So 
gibt es die „U 10“ für Kinder von sieben 
bis acht Jahren, und für die Altersgruppe 
der Neun- bis Zehnjährigen wurde die „U 
11“ geschaffen. Weitere Besonderheit: 
Beide Untersuchungen intensivieren die 
kinder- und hausärztliche Versorgung. 
Nach erfolgter Teilnahmeerklärung gegen-
über einem Kinder- und Jugendarzt oder 
auch einem speziell qualifizierten Hausarzt 
übernimmt dieser Arzt des Vertrauens 
eine besondere Verantwortung. Sozusagen 
als „Lotse“ koordiniert der Mediziner alle 
eventuell folgenden und notwendigen Be-
handlungen, Beratungen oder Therapien. 
Somit wird eine effektivere Zusammenar-
beit unterschiedlicher Leistungserbringer 
sichergestellt. Vermieden werden dadurch 
Doppeluntersuchungen, Doppelverordnun-
gen sowie evtl. Krankenhausaufenthalte. In 
2010 haben rund 8.000 Versicherte diese 
zusätzlichen Vorsorgeuntersuchungen in 
Anspruch genommen. Auch in NRW wird 
inzwischen diese erweiterte Vorsorge 
angeboten.
  

Erstmals in Hamburg:  
Gesundheit im Netz 

2010 wurde mit dem Ärztenetz Hamburg  
e. V. ein Rahmenvertrag „Gesundheit im 
Netz“ vorbereitet mit dem Ziel, diesen in 
der ersten Jahreshälfte 2011 abzuschlie-
ßen. Mit diesem Rahmenvertrag stehen 
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Die „Arbeitsgemeinschaft Häusliche Kranken-
pflege“ (ARGE HKP) bietet ihren Mitglieds-
kassen die Gesamtbetreuung des Leistungs-
bereichs häusliche Krankenpflege durch ein 
speziell geschultes, professionelles Exper-
tenteam an. Vor allem in den Bereichen be-
sonders aufwändige Versorgungsfälle (so-
genannte 24-Stunden-Versorgungen wie 
z. B. Beatmungsfälle), Wundmanagement, 
Diabetes mellitus und psychiatrische häusli-
che Krankenpflege ist die Qualität der Arbeit 
durch regelmäßige Fortbildungen garantiert. 
Damit haben die Betriebskrankenkassen eine 
Kompetenzbündelung im Bereich der häus-
lichen Krankenpflege vorgenommen. Zum 
31.12.2010 waren 27 Betriebskrankenkas-
sen Mitglied der ARGE HKP. 
Verordnungen über häusliche Krankenpflege 
werden von der ARGE HKP auf einem qua-
litativ hochwertigen Standard geprüft und 
bearbeitet. Dies umfasst insbesondere die 
leistungsrechtliche und behandlungspflege-

fachliche Überprüfung und Bewertung. Eine 
Kommunikation mit den Ärzten und Pflege-
diensten bzw. dem MDK und insbesondere 
fachliche Gespräche mit Versicherten und 
Angehörigen während des Krankheitsver-
laufs finden regelmäßig statt. 

Erfahrene Spezialisten – Krankenschwes-
tern und Krankenpfleger mit Fort- und 
Weiterbildungen, Zusatzqualifikationen und 
zum Teil mit einer Ausbildung zum Sozialver-
sicherungsfachangestellten – werten u. a. 
Pflegedokumentationen aus, erstellen für 
die Betriebskrankenkassen Ablehnungsbe-
scheide bzw. Genehmigungsschreiben an 
Pflegedienste und initiieren Hausbesuche. 
Das geschulte Spezialistenteam bietet ein 
effektives Fallmanagement für die folgenden 
Leistungspakete an:

Arge Häusliche Krankenpflege 
	Di e Qualität ist messbar 	
	 und zahlt sich aus

„offenen Beine“, Druckgeschwüre und der 
diabetische Fuß. Wenn die Wundheilung in-
nerhalb von vier Wochen trotz Behandlung 
keine Besserung zeigt, ist die Wunde als 
komplizierte bzw. chronische Erkrankung 
einzustufen.  
 
Die Versorgung von chronischen Wunden 
gehört in spezialisierte Hände. 
 
In Nordrhein-Westfalen kooperieren die Be-
triebskrankenkassen im Rahmen der integ-
rierten Versorgung mit 230 spezialisierten 
Fachärzten sowie 82 spezialisierten Pflege-
diensten für eine moderne Wundversorgung. 

Verbesserte Versorgung von  
Patienten mit Rückenschmerzen 

Rückenschmerzen zählen zu einem der 
größten Gesundheitsprobleme in Deutsch-
land. Im Laufe des Lebens haben etwa 85 
Prozent der Bevölkerung Rückenschmer-
zen. Etwa zehn Prozent leiden an behand-
lungsbedürftigen Rückenschmerzen, die mit 
mittel- bis schwergradigen Beeinträchtigun-
gen im Alltag verbunden sind. Mit speziali-
sierten Rücken-Teams wollen die Betriebs-
krankenkassen in Nordrhein-Westfalen die 
Versorgung von Patienten mit chronischen 
Rückenschmerzen verbessern. Die Be-
triebskrankenkassen in Nordrhein-West-
falen bieten ihren besonders betroffenen 
Versicherten mit dem Konzept „BKK Rücken-
schmerz“ ein innovatives Versorgungsan-
gebot zum Rückenschmerz an. Das Versor-
gungskonzept „BKK Rückenschmerz“ wird 
an sechs Standorten in Nordrhein-Westfalen 
umgesetzt.

 
Verbesserte Versorgung von  
Patienten mit ambulanten bzw.  
kurzzeitstationären Operationen 

Im europäischen Vergleich spielen ambu-
lante und kurzzeitstationäre Operationen 
in Deutschland bisher eine untergeordnete 
Rolle. Die Durchführung stationsersetzen-
der Operationen wird zukünftig in Deutsch-
land weiter an Bedeutung zunehmen. Hierzu 
tragen minimalinvasive Techniken und der 
Aufbau vernetzter Versorgungsstrukturen 
bei, von denen auch die betroffenen Patien-
ten profitieren. Seit 2007 wurden in Nord-
rhein-Westfalen insgesamt drei Verträge zu 

den BKK Versicherten die exklusiven Ser-
vicevorteile einer Premium-Partnerschaft 
zur Verfügung. Die Betriebskrankenkassen 
sichern sich monetäre Vorteile durch die 
Modulverträge „stationäre Versorgung 
– Krankenhaus“ und „stationsersetzende 

Leistungen – Netz DRG“.
Alles in allem kann es mit diesem Vertrag 
gelingen, BKK Versicherten in der Region 
Hamburg eine Versorgung aus einer Hand 
anzubieten – mit optimalen  Steuerungs-
möglichkeiten durch die BKK.
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BKK APO-Abrechnungszentrum Essen	 
	 Weiterentwicklung  
	 und neuer Name: PROTAXplus 

Im Jahr 2010 stand die Weiterentwicklung 
des BKK APO-Abrechnungszentrums Essen 
im Fokus. Gemeinsam mit den Kunden des 
Abrechnungszentrums wurde ein neues 
Geschäftsmodell für die seit 1948 beste-
hende Arzneimittelabrechnungs- und Re-
zeptprüfstelle entwickelt. Im Vordergrund 

standen dabei die Kernaufgaben Datenan-
nahme, Prüfung und Abrechnung der durch 
Apotheken eingereichten Arzneimittelver-
ordnungen von Versicherten. Zielsetzung 
für die neue Struktur waren: Erhöhung der 
Flexibilität, Ausweitung der Geschäftsakti-
vitäten, Sicherung der Kernkompetenz und 

der vorhandenen Alleinstellungsmerkmale. 
Der BKK-Landesverband NORDWEST sollte 
sich auf sein Kerngeschäft besinnen. 

Nach einem intensiven und zielgerichteten 
Abstimmungsprozess mit den Kunden ist 
es gelungen, das BKK APO-Abrechnungs-
zentrum Essen zum 01.01.2011 in die neue 
PROTAXplus GmbH & Co. KG zu überführen. 
Damit steht den Krankenkassen ein innova-
tives und flexibles Unternehmen zur Seite, 
das zukünftig – unter Berücksichtigung der 
Gesamtwirtschaftlichkeit – Dienstleistun-
gen im Kernsegment, also Arzneimittelab-
rechnung, sowie darüber hinausgehende 
Leistungen anbieten wird. Ziele des neu-
en Unternehmens: Neukundengewinnung, 
Erschließung neuer Geschäftsfelder so-
wie Angebot von neuen Dienstleistungen im 
Kerngeschäft, z. B. Kostenerstattung. 

Die neue PROTAXplus GmbH & Co. KG be-
treut 21 Betriebskrankenkassen mit ins-
gesamt 2,4 Mio. Versicherten und einem 
Verordnungsvolumen von ca. 900 Mio. Euro 
pro Jahr. Das bedeutet, dass ca. 13,5 Mio. 
Verordnungen pro Jahr zu prüfen sind. Der 
BKK-Landesverband NORDWEST wird den 
Übergang des BKK APO-Abrechnungszent-
rums Essen auf die PROTAXplus GmbH & Co. 
KG weiter aktiv begleiten. 

Die Entwicklung der  
Arzneimittelausgaben 2010

Die Anzahl der Verordnungen je Versicher-
ten ist 2010 um 4,6 auf 6,13 Prozent gestie-
gen. Insgesamt wurden in diesem Jahr 16,3 
Mio. Verordnungen abgerechnet. Die Arz-
neimittelausgaben je Versicherten sind von 
347,77 Euro im Jahr 2009 auf  372,77 Euro 
im Jahr 2010 gewachsen. Das entspricht 
einer Steigerung von 7,2 Prozent. Die kos-
tendämpfenden Maßnahmen wie Rabatt-
verträge, zuzahlungsbefreite Medikamente 

konnten den ungebremsten Trend zur Kos-
tensteigerung im Arzneimittelbereich lei-
der nicht aufhalten. Auch für das Jahr 2011 
ist keine Entlastung zu erwarten. Auch hier 
ist mit einem Anstieg um die 5 Prozent zu 
rechnen. Die Gesamtausgaben im Arzneimit-
telbereich lagen im Jahr 2010 bei 991 Mio. 
Euro netto.
 
 
Der wirtschaftliche Erfolg des  
BKK APO-Abrechnungszentrums 

Wie bereits in den vergangenen Jahren 
konnten auch im Jahr 2010 positive Eigen-
kapitalrenditen erwirtschaftet werden. 

Kosten APO nach Jahresrechnung 	
= 4.348.000 Euro 

Voraussichtlicher Erfolg aus  
dem Prüfgeschäft der APO 		
= 7.500.000 Euro 

Gewinn für die Krankenkassen		
= 3.152.000 Euro

Daraus folgt, dass sich das eingesetzte  
Kapital der Kunden um über 70 Prozent 
„verzinst“ hat.

Die Prüfkorrekturquoten des  
BKK APO-Abrechnungszentrums 

Die Korrekturquoten eines Abrechnungs-
zentrums sind wesentlicher Parameter zur 
Beurteilung der Qualität der Dienstleistung. 
Auch im Jahr 2010 konnte die APO ihre ge-
wohnt hohen Prüfungskorrekturquoten hal-
ten. Sie betrugen 0,75 Prozent. Gemessen 
an dem Preis von 0,29 Prozent ergibt sich 
ein positives Preis-Leistungs-Verhältnis 
von 0,46 Prozent.

Allein im IV. Quartal 2010 hat die ARGE HKP 
für ihre Mitgliedskassen 137 unterschiedliche 
Versorgungsfälle bearbeitet. Aufgrund des 
Einsatzes des ARGE-Spezialistenteams stan-
den den Kosten der Mitglieds-BKK in Höhe 
von ca. 100.000 Euro Einsparungen von ca. 
900.000 Euro gegenüber. 

2010 wurden auch zunehmend SAPV-Ver-
ordnungen ausgestellt, da bundesweit nach 
und nach entsprechende Verträge geschlos-
sen wurden. Die in diesem sehr sensiblen 
Bereich tätigen Spezialisten haben oftmals 
festgestellt, dass klassische Behandlungs-
pflegen fälschlicherweise als spezialisierte 
ambulante Palliativ-Versorgungen darge-
stellt wurden (Leistungspaket C). 

Im Bereich der ambulanten psychiatrischen 
häuslichen Krankenpflege (Leistungspaket 
D) geht es insbesondere auch darum, Aus-
schlusskriterien der häuslichen Kranken-
pflege zu erkennen und Krankenhauseinwei-
sungen zu verhindern. 

Im Kalenderjahr 2010 hat die ARGE HKP 
insgesamt über 42.000 Verordnungen be-
arbeitet. Die Qualität der ARGE HKP lässt 
sich messen an der Zufriedenheit der Ver-
sicherten, der fachlichen Akzeptanz und 
Kompetenz der Expertenteams und der  
Zufriedenheit der Mitglieds-BKK. Die von 
der ARGE HKP durchgeführten Hausbesu-
che werden von den Versicherten begrüßt,  
u. a. weil sich darin zeigt, dass ihre BKK 
sich aktiv um ihre Gesundung kümmert.

Leistungspaket A	 	  
Bearbeitung aller HKP-Verordnungen 

Leistungspaket B	  
Bearbeitung der Verordnungen für  
besonders aufwändige Versorgungsfälle  
(z. B. Beatmungspatienten) 

Leistungspaket C	  
Bearbeitung der Verordnungen über  
SAPV (spezialisierte ambulante Palliativ-
Versorgung)

Leistungspaket D 
Bearbeitung der Verordnungen über  
ambulante psychiatrische häusliche  
Krankenpflege

Leistungspaket E	  
Bearbeitung eines Teils aller HKP-Verord-
nungen (z. B. nur ein Bundesland)

Leistungspaket F	  
Beratung der Kassen über häusliche  
Krankenpflege

Betriebskrankenkassen können aus diesem 
Angebotsportfolio ein oder mehrere Leis-
tungspakete auswählen. 

Beim Leistungspaket B zeigt die Kassenpra-
xis, dass die Anzahl der Fälle in den letzten 
Jahren sukzessive stark zugenommen hat. 
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BKK RiskControl 
	O ptimal steuern und versorgen

Die gesundheitspolitischen Entwicklungen 
und der steigende Wettbewerbsdruck unter 
den Bedingungen des Morbiditätsorientier-
ten Risikostrukturausgleichs (Morbi-RSA) 
haben ein funktionierendes, datengestütz-
tes Versorgungsmanagement, begleitet 
durch ein effektives Controlling, zu zentra-
len Erfolgsfaktoren in der GKV gemacht.

Aus diesem Grund hat der BKK-Landesver-
band NORDWEST, in Kooperation mit der 
sgh-Consulting, das BKK RiskControl ent-
wickelt. Dieses umfassende, bedürfniso-
rientierte Auswertungsinstrument bietet 
Krankenkassen eingehende Entscheidungs- 
und Planungshilfen für die gezielte Versor-
gungssteuerung. So erhalten Krankenkas-
sen für speziell definierte Risikoprofile, die 
nach wissenschaftlichen und praxisrele-
vanten Sachverhalten ausgewählt wurden, 
einen fundierten Überblick des Versicher-
tenpotenzials für prioritäre Steuerungs-
maßnahmen. Selbstverständlich unter-
stützt der BKK-Landesverband NORDWEST 
die BKK auch bei der weiterführenden Ver-
sorgungsplanung und -umsetzung.

Durch die Kooperation des Landesverban-
des mit der sgh-Consulting basiert das BKK 
RiskControl auf langjährigem und umfas-
sendem Know-how im Bereich der Versor-
gungssteuerung und Datenanalytik.

Das BKK RiskControl untergliedert sich in 
vier Module, die individuell wählbar sind:

Modul 1
Standardisierte Analyse der Kosten-
treiber, Risikokonstellationen und 
Optimierungspotenziale 

Das Modul 1 umfasst standardisierte Aus-
wertungsroutinen, die auf medizinischen 
und gesundheitswissenschaftlichen Er-
kenntnissen basieren. Die Ergebnisse ste-
hen den Krankenkassen zur eigenständigen 
Weiterverarbeitung und Analyse frei. Auf 
Basis der Ergebnisse spricht der BKK-Lan-
desverband NORDWEST individuelle, auf die 
Struktur der Krankenkasse optimal ange-
passte erste Handlungsempfehlungen aus.
Modul 2
Vertiefende Analytik zur passgenauen 
MaSSnahmenplanung

Aufbauend auf den Handlungsempfehlungen 
des Moduls 1 werden die Ergebnisse kon-
kretisiert, individuell ergänzt und eine kon-
krete Maßnahmenplanung wird vorgenom-
men. Dies ermöglicht den Krankenkassen, 
das Potenzial für konkrete Steuerungs-
maßnahmen sowohl Versicherten- als auch 
Leistungserbringerbezogen zu beziffern. 
Auf dieser Basis können die Versorgungs-
ziele genau formuliert und „verhandlungs-
fähig“ aufbereitet werden.

Modul 3
Konzeptentwicklung und -begleitung

Im Rahmen dieses Moduls unterstützt der 
BKK-Landesverband NORDWEST die Kran-
kenkassen komplett oder punktuell bei der 
Konzeptentwicklung der Steuerungsmaß-
nahmen und im Projektmanagement.

Modul 4
Controlling und Evaluation

Das Modul 4 bietet Krankenkassen die Mög-
lichkeit, ihre Steuerungsmaßnahmen einem 
laufenden Monitoring zu unterziehen und 
die Projektziele zu messen.

Immer wieder wird in der Presse über Be-
trug und Korruption im Gesundheitswesen 
berichtet. Die Manipulationsformen sind 
sehr vielfältig, die Folgen jedoch immer 
gleich: Versichertenbeiträge, die für die Ge-
sundheitsversorgung gedacht sind, wandern 
in die Taschen einzelner Betrüger und Mani-
pulateure. Das deutsche Gesundheitswesen 
setzt jährlich etwa 10 Prozent des gesamten 
Bruttosozialproduktes um. Wo so viel Geld im 
Spiel ist, gibt es genügend Anreize für einige 
Akteure, kriminelle Energie zu entwickeln, 
um sich illegal zu bereichern. Der Gesetzge-
ber hat durch das Gesundheits-Modernisie-
rungsgesetz (GMG) die Krankenkassen und 
auch ihre Landesverbände verpflichtet, eine 
Stelle zur Bekämpfung von Fehlverhalten im 
Gesundheitswesen einzurichten. Diese hat 
die Aufgabe, entsprechenden Hinweisen und 
Sachverhalten nachzugehen, die auf rechts-
widrige oder zweckwidrige Nutzung von Fi-
nanzmitteln im Zusammenhang mit den Auf-
gaben der jeweiligen Krankenkasse oder des 
jeweiligen Verbandes hindeuten. Sollte eine 
Überprüfung ergeben, dass ein Anfangs-
verdacht auf strafbare Handlungen besteht, 
sind unverzüglich die Staatsanwaltschaften 
zu unterrichten.

Eines der wesentlichen Merkmale der Kor-
ruptionsbekämpfung ist die vom Gesetzge-
ber auferlegte Verpflichtung zur Zusammen-
arbeit der Krankenkassen untereinander.  
Eine solche Zusammenarbeit erfordert 
jedoch ein koordiniertes Vorgehen – nicht 
nur innerhalb des Systems der Betriebs-
krankenkassen, sondern auch kassen-
artübergreifend. Überwiegend wird die-

se koordinierende Funktion von der Stelle 
zur Bekämpfung von Fehlverhalten im Ge-
sundheitswesen des BKK-Landesverban-
des NORDWEST wahrgenommen. Als Dienst-
leister für die BKK bündelt sie die Hinweise 
der Betriebskrankenkassen in Fällen des 
Abrechnungsbetruges und organisiert ein 
gemeinsames Vorgehen, auch mit anderen 
Krankenkassenarten. Nur diese koordinierte 
Vorgehensweise und die intensive Zusam-
menarbeit führen letztlich dazu, dass genü-
gend Beweise zusammengetragen werden 
können und dass die Ermittlungsbehörden, 
insbesondere die Staatsanwaltschaften, 
über die Betrugsfälle informiert und die Ver-
ursacher zur Rechenschaft gezogen werden 
können. 
 
An der Aufklärung der gemeldeten oder 
durch eigene Recherchen und Analysen ent-
deckten Fälle arbeiten Fachleute aus dem 
Vertrags- und Leistungsbereich, aber auch 
Juristen mit. Obwohl der Gesetzgeber die 
Verpflichtung der Krankenkassen zur Zu-
sammenarbeit ausdrücklich fordert, sind 
Art und Umfang der Zusammenarbeit nicht 
geregelt. Aus diesem Grunde haben sich  
die Krankenkassen /-verbände im Bereich 
des BKK-Landesverbandes NORDWEST zu 
Arbeitsgruppen zusammengefunden und 
eine Vereinbarung über die Intensivierung 
der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
von Fehlverhalten im Gesundheitswesen ge-
schlossen. Diese Vereinbarung dient dazu, 
Intensität und Qualität der Zusammenarbeit 
zu erhöhen und damit einen verstärkten Bei-
trag zur Bekämpfung von Fehlverhalten im 
Gesundheitswesen zu leisten. 

Stelle zur Korruptionsbekämpfung 
	 Gegen das Fehlverhalten  
	i m Gesundheitswesen 
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SELBSTHILFEFÖRDERUNG IN NRW 
 
Zu einem Gewinn für alle Beteiligten hat sich 
die Selbsthilfe im deutschen Gesundheits-
system entwickelt. Krankenkassen, Ge-
sundheitspolitiker, Mediziner – und natürlich 
eine wachsende Zahl von Patienten – haben 
erfahren, dass das Engagement von Be-
troffenen eine spürbare und in vielen Fällen 
nachweisbare Verbesserung des Versor-
gungsangebots ermöglicht. Diese Akzeptanz 
schlägt sich nieder in einer verbesserten 
und intensivierten Kommunikation. Zudem 
wird das Verständnis füreinander gefördert. 
So setzen beispielsweise Ärzte zunehmend 
auf die Unterstützung ihrer therapeutischen 
Arbeit durch Selbsthilfegruppen. Kranken-
kassen orientieren ihre Förderung verstärkt 
an Bedarf und Möglichkeiten der engagier-
ten Patientengruppen und verzichten dabei 
auf formalistische Zwänge. 

Seit dem 1. Januar 2008 sind die kassenar-
tenübergreifende Gemeinschaftsförderung 
und die kassenindividuelle Förderung nach  
§ 20c SGB V in der Selbsthilfe unter Berück-
sichtigung des Wohnortprinzips der Versi-
cherten fest etabliert. 

Die Selbsthilfe-Kontaktstellen und Selbst-
hilfe-Büros in NRW wurden 2010 von den 
Betriebskrankenkassen im Rahmen der 
kassenartenübergreifenden Gemeinschafts-
förderung in Höhe des maximalen Fördervo-
lumens unterstützt. Darüber hinaus haben 
die Krankenkassen und ihre Verbände in 
NRW vereinbart, im Rahmen dieser Gemein-
schaftsförderung auch die Landesverbän-
de und -organisationen der Selbsthilfe zu 
fördern. Von den BKK wurden hier insge-
samt 75 Institutionen in NRW mit insgesamt 
281.467 Euro unterstützt.

Im Rahmen der Gemeinschaftsförderung 
wurde ein gemeinsamer Internetauftritt der 
GKV in NRW erarbeitet, der Interessierten 
unter www.gkv-selbsthilfefoerderung-nrw.de 
zur Verfügung steht. 

Im Rahmen der krankenkassenindividuel-
len Förderung hat der BKK-Landesverband 

NORDWEST in NRW in 2010 eine Vielzahl von 
Selbsthilfeprojekten der Landesverbände/
Organisationen der Selbsthilfe in NRW mit 
einem Volumen von 170.000 Euro gefördert.

Die nicht ausgeschöpften Förderbeträge 
2010 werden im Rahmen der gesetzlichen 
Regelungen in das Förderjahr 2011 übertra-
gen und stehen somit der Selbsthilfeförde-
rung der Betriebskrankenkassen des BKK-
Landesverbandes NORDWEST weiter zur 
Verfügung.

Auch 2011 wird der Landesverband Selbst-
hilfe im Gesundheitswesen fördern, weil sie 
als unverzichtbare Ergänzung des professi-
onellen Gesundheitssektors der besonderen 
Unterstützung bedarf. Gleichzeitig ist eine 
noch stärkere Selbsthilfeorientierung der 
Mediziner und Krankenhäuser unumgäng-
lich. Selbsthilfeförderung ist und bleibt aber 
auch eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 
deren Finanzierung nicht allein an die Kran-
kenkassen und damit an die Beitragszahler 
delegiert werden kann, auch wenn Länder 
und Kommunen große Haushaltsprobleme zu 
bewältigen haben.

SELBSTHILFE IM GESUNDHEITSSYTEM  
	E IN GEWINN FÜR ALLE BETEILIGTEN
	

Selbsthilfeförderung IN NORD
(HAMBURG, SCHLESWIG-HOLSTEIN, MECKLENBURG-VORPOMMERN)

Der BKK-Landesverband NORDWEST nahm seit 2008 die Interessen der Betriebskran-
kenkassen in den Gremien der Selbsthilfegemeinschaftsförderung wahr und stellte die  
Abwicklung und Auszahlung der wohnortbezogenen Fördermittel sicher. Darüber  
hinaus förderte der BKK-Landesverband NORDWEST individuell Selbsthilfeprojekte der 
Selbsthilfeorganisationen auf Landesebene.

Für die Förderung der Gemeinschaftsförderung brachte der BKK-Landesverband 
NORDWEST folgende Mittel auf:

		  2008	 2009	 2010
 		   	  	 in EUR 
Hamburg	  	 79.433,76	 79.573,37	 76.877,04
Mecklenburg-Vorpommern 	  	 62.556,48	 62.208,43	 59.957,39
Schleswig-Holstein	  	 102.433,41	 104.082,46	 101.835,97	
 	  	  
GESAMT	  	 244.433,41	 245.864,26	 238.670,40

Für die Individualförderung der Selbsthilfeorganisationen auf Landesebene stellte der 
BKK-Landesverband NORDWEST folgende Mittel bereit:

	 	 2008	 2009	 2010
	  	  	  	 in EUR

Hamburg	  	 19.858,44	 20.242,35	 19.556,44
Mecklenburg-Vorpommern 	  	 15.639,12	 17.232,52	 15.252,32
Schleswig-Holstein	  	 25.608,35	 26.533,34	 25.905,64	
 
GESAMT	  	 61.105,91	 64.008,21	 60.714,40

Die Individualförderung der regionalen Selbsthilfegruppen wird eigenständig durch die Be-
triebskrankenkassen vorgenommen.
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Wettbewerb „Gesunder Arbeitsplatz Kita“
in NORDRHEIN-WESTFALEN		  Im November 2010 wurden in 
Essen die zehn „besten“ Kindertageseinrichtungen aus Nordrhein-Westfa-
len vom BKK-Landesverband NORDWEST für ihre herausragende Konzep-

tion „Gesunder Arbeitsplatz Kita“ prämiert. Im 
Rahmen einer Abschlussveranstaltung wurden 
sie von Olympionikin und Schwimmerin Antje 
Buschschulte als Schirmherrin des BKK-Wett-
bewerbs „Gesunder Arbeitsplatz Kita“ ausge-
zeichnet. Der vom BKK-Landesverband NORD-
WEST initiierte und im Mai 2010 gestartete 
Wettbewerb sollte erfolgreiche Maßnahmen 
und Aktivitäten in Kitas bekannt machen und 
zur Nachahmung empfehlen, um so gesunde 
Arbeitsbedingungen für Erzieherinnen zu för-

dern. Insbesondere der im vorigen Jahr ausgehandelte Tarifvertrag für die 
Beschäftigten in Kindertageseinrichtungen war der Anlass,  diesem The-
menfeld vermehrte Aufmerksamkeit zu widmen. Dank des Engagements 
zahlreicher Erzieherinnen wurde in diesem Vertrag erstmals der Anspruch 
auf Betriebliche Gesundheitsförderung fest verankert. 

Kita-Wettbewerb in Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein 
 In Mecklenburg-Vorpommern fand der Wettbewerb „Fit von klein auf“ 2010 
zum zweiten Mal statt. Alle rund 1.000 Kitas waren eingeladen, ihre Kon-
zepte vorzustellen, die zur Prävention von Übergewicht, Fehlernährung 
und Bewegungsmangel bei Kindern und deren  Eltern beitragen. Insgesamt 
63 Kitas haben sich an dem BKK-Wettbewerb, dessen Schirmherrin Ge-
sundheitsministerin Manuela Schwesig war, beteiligt. Sieger wurde das  
Evangelische Kinderhaus „Himmelschlüsselchen“ in Benz, das dafür ein  
Preisgeld von 1.500 Euro erhielt. Im Festsaal des Schweriner Schlosses 
wurden insgesamt elf  Kindertagesstätten ausgezeichnet, die in ihrer all-
täglichen Arbeit Herausragendes in Sachen Gesundheitsprävention geleis-
tet hatten. 

In Schleswig-Holstein wurden 2010 eben-
falls elf Kindertagesstätten und Kindergärten, 
die erfolgreich am Wettbewerb „Fit von klein 
auf“ des BKK-Landesverbandes NORDWEST –
Schirmherr Landesgesundheitsminister Dr. 
Heiner Garg – teilgenommen hatten, ausge-
zeichnet. Diese erfreuliche Aufgabe hatte Ge-
sundheits-Staatssekretärin Dr. Bettina Bonde, 
im Rahmen einer feierlichen Veranstaltung im 
Lübecker Rathaus, übernommen. 

Die besten Konzepte wurden mit insgesamt 6.000 Euro prämiert. Zu ge-
winnen gab es ferner von einer BKK gestiftete Sachpreise. Bei der Preis-
verleihung wurde betont, dass der Wettbewerb ein Gewinn für alle teilneh-
menden Kitas sei – unabhängig davon, welche am Ende einen Preis erhält. 
Denn alle Teilnehmer hätten etwas für ihr Gesundheitsbewusstsein getan 
und zwar spielerisch, während der täglichen Arbeit in den Kitas. Gemein-
sam überzeugen statt belehren – diesen Weg schlage der Wettbewerb zu 
Recht ein. Und dabei gehe es um etwas viel Wichtigeres als um ersparte 
Krankheitskosten, nämlich um Gesundheitsvorsorge und um Lebensqualität. 

Präventions- 
kampagne gegen  

                     Essstörungen 

Fast jedes dritte Mädchen im Alter 
zwischen elf und 17 Jahren zeigt 
bereits Symptome einer Essstö-
rung. Mit der landesweiten Prä-
ventionsinitiative, die im Januar 
2010 in Nordrhein-Westfalen ge-
startet ist, wollen die Betriebs-
krankenkassen der Entstehung 
von Essstörungen vorbeugen und 
für bereits Betroffene Beratungs- 
und Behandlungsangebote ver-
mitteln. Wesentlicher Bestandteil 
der BKK-Initiative ist das Unter-
richtsprogramm „Bauchgefühl“ an 
weiterführenden Schulen. Dieses 
Programm unterstützt Lehrerin-
nen und Lehrer dabei, das Thema 
Essstörungen im Unterricht auf-
zugreifen.

„AktivBleiber.de“, ein neues BKK In-
ternetportal richtet sich an Frau-

en und 
Männer 
ab ca. 
50 Jah-
ren. Ziel 
des Por-
tals ist 
es, Men-
schen in 

der zweiten Lebenshälfte zu einem 
gesunden und weiterhin aktiven Le-
bensstil zu motivieren. Zentraler 
Baustein ist die AktivBleiber-Commu-
nity. Wer sich hier registriert, kann 
aktiv mitwirken: Jedes angemelde-
te Mitglied kann sich ein Profil an-
legen, virtuelle Freundschaften 
knüpfen und sich die Profile ande-
rer AktivBleiber ansehen.

Vom Festtagsmenü zum Nachkochen über den Hallus 
valgus bis hin zur Sexualität im Alter – die Themenvielfalt 
von BKK-webTV wird immer größer. Kein Wunder, dass 
das BKK-Gesundheitsportal zunehmend genutzt wird 
und mittlerweile fast schon ein Klassiker im Medienspek-
trum der BKK für ihre Versicherten ist. Eine Erfolgskom-
ponente: Informationen, Tipps und Ratschläge werden 
leicht verständlich, auf lockere Art präsentiert und nie 
mit dem erhobenen Zeigefinger. 

Auszug aus dem Filmprogramm: „Fit durch Sport und 
gesunde Ernährung“ / „Gesund und lecker durch die 
Weihnachtsfeiertage“ / „Diabetes erkennen! – Früher-
kennung, Behandlung, Folgeerkrankungen“ / „Hacke, 
Spitze – kranke Füße“ (Jede dritte Frau unter 20 hat An-
zeichen eines Hallux valgus) / „Sex im Alter – längst kein 
Tabuthema mehr“ / „Heilmittel aus der Natur“ / „Arz-
neimittelmissbrauch – nicht zu unterschätzen (BKK und 
Apotheker klären auf)“.

Lt. seriöser Prognosen werden bis zum Jahr 2013 fast 
40 Prozent aller Handybesitzer mobile Internet-Dienste 
in Anspruch nehmen. Und so gibt es seit Mitte 2010 aus-
gewählte Beiträge des interak-
tiven Video- und Medienportals 
„BKK-Gesundheitsmagazin“ 
auch fürs iPhone und iPad. Auf 
diese Weise können die BKK 
diese Entwicklung mitgestalten 
und von ihr partizipieren. 

bkk-aktion 
fit von klein auf

bauchgefühl BKK-webTV – Das Gesundheitsportal
Fast schon ein Klassiker, und jetzt 
auch für iPhone und iPad

aktivbleiber.de
neues bkk internetportal

„Schüler bewegen Schüler“ –
 Ausbildung zum Sporthelfer
Schülerinnen und Schüler der weiterführenden Schulen in Nordrhein-Westfalen können sich zu 
Sporthelfern ausbilden lassen. Der BKK-Landesverband NORDWEST, die Sportjugend im Lan-
desSportBund Nordrhein-Westfalen und das NRW-Schulministerium haben eine entsprechen-
de Vereinbarung unterzeichnet und stellen bis 2012 rund 200.000 Euro zur 
Verfügung. Ziel der mindestens 30 Stunden umfassenden Sporthelfer-Aus-
bildung ist es, interessierte Schülerinnen und Schüler zu motivieren und sie 

in die Lage zu versetzen, im außerunterrichtlichen Schulsport und im Vereinssport Verantwortung zu 
übernehmen. Für ihre Ausbildung werden Sportlehrkräfte von Bezirksregierungen und Sportjugend im 
Rahmen von Lehrerfortbildungsangeboten qualifiziert. Gemeinsames Ziel der Träger ist es, in den kom-
menden drei Jahren jährlich 4.000 Sporthelferinnen und Sporthelfer auszubilden. Das Angebot richtet 
sich an 13 bis 17 Jahre alte Schülerinnen und Schüler.

Unterstützung der Startgemeinschaft Essen /
Patenschaft für von der Sporthilfe geförderte Nachwuchssportler
Der BKK-Landesverband NORDWEST unterstützt die Startgemeinschaft Essen, zu der 13 Schwimmvereine zählen, die 
u. a. Top-Schwimmer und Schwimmerinnen wie Hendrik Feldwehr, Caroline Ruhnau und Daniela Samulski in ihren Rei-
hen haben. Im Rahmen des Patenschaftsprogramms der Stiftung Deutsche Sporthilfe übernimmt der BKK-Landesver-
band NORDWEST Patenschaften für junge Nachwuchs-Elitesportler aus NRW und unterstützt diese auf dem Weg zu den 
nächsten Olympischen Spielen und Weltmeisterschaften. Mit der Unterstützung von Linda Stahl, Europameisterin 2010 
im Speerwurf, ist dem Landesverband z. B. ein „großer Wurf“ gelungen“.

 BKK-sport-

förderung

„Schlankheitswahn? Ist doch 

krank!“ – Plakatwettbewerb  

an NRW-Schulen 

Die BKK-Initiative „Bauchgefühl“ begleitend 

begann im Mai 2010 der Plakatwettbewerb 

„Schlankheitswahn? Ist doch krank!“. Die 

Schülerinnen und Schüler von NRW-Schulen 

konnten ihrer Kreativität freien Lauf lassen 

und für andere Jugendliche ein visuell an-

sprechendes Aufklärungsplakat zur Vorbeu-

gung von Essstörungen gestalten. Die Pa-

tenschaft für diesen Wettbewerb übernahm 

die 17-jährige U 17-Fußball-Europameisterin 

und Bundes-

ligaspielerin 

Luisa Wen-

sing vom FCR 

Duisburg.
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Die Betriebskrankenkassen definieren sich 
durch Nähe zu ihren Trägerunternehmen 
und ihren Versicherten. Sie stehen für ex-
zellente Versorgungskonzepte, beispiels-
weise im Bereich der Betrieblichen Gesund-
heitsförderung. Durch ihre Betriebsnähe ist 
ihnen aber auch ökonomisches Denken eine 
Selbstverständlichkeit. Nicht zuletzt deshalb 
sehen die Betriebskrankenkassen den Wett-
bewerb im Gesundheitswesen als wesent-
liches Instrument zur Aufrechterhaltung 
der Qualität der Gesundheitsversorgung 
ihrer Versicherten. Die Betriebskrankenkas-
sen sind eine Kassenart, die sich vor allem 
durch ihre Vielfältigkeit auszeichnet. Allein 
mehr als zwei Drittel der gesetzlichen Kran-
kenkassen sind Betriebskrankenkassen, da-
runter neben kleinen und mittleren Kassen 
mit eher regionalem Schwerpunkt auch viele 
große bundesweit geöffnete Kassen. Die-
se Pluralität gilt es als einen Garant für ein 
wettbewerbliches und verbraucherfreundli-
ches Gesundheitswesen zu erhalten.

 
Die Bundesregierung hat den Zusatzbeitrag 
neu gestaltet. Ob und wie lange eine Kran-
kenkasse ohne Zusatzbeitrag auskommt, 
hängt jedoch in den wenigsten Fällen von der 
tatsächlichen Wirtschaftlichkeit der einzel-
nen Krankenkasse ab. Da die Krankenkassen 
mit dem Gesundheitsfonds ihre Beitrags-
autonomie verloren haben, bestimmen auf 
der Einnahmenseite die Zuweisungen des 
Gesundheitsfonds über den Zusatzbeitrags-
bedarf der einzelnen Kasse. Die Höhe der 
Zuweisungen wird durch den Morbiditäts-
orientierten Risikostrukturausgleich (Morbi-
RSA) bestimmt (s. auch S. 32 f.). Um den 
Krankenkassen wieder faire Ausgangschan-
cen im Wettbewerb um die Zusatzbeiträge 
zu geben, müssen daher die bestehenden 
Fehlanreize und Manipulationsrisiken des 
Morbi-RSA schnellstmöglich behoben werden. 

Im Jahr 2011 hat es auch schon die erste 
Kassenschließung gegeben, weil eine BKK mit 
den Zuweisungen aus dem Gesundheitsfonds 

nicht ihre Ausgaben finanzieren konnte. Die 
eintretende Mitgliederwanderung in Folge der 
Erhebung des Zusatzbeitrages tut ein übri-
ges, um wie mit einem Dominoeffekt die nega-
tiven Folgewirkungen zu verstärken.

Auch sollten entstehende Kosten, die nur 
bis zu einem gewissen Maß durch das Kas-
senmanagement zu beeinflussen sind und in 
überdurchschnittlicher Fallzahl bei Einzel-
kassen auftreten (wie z.B. Krankengeld und 
Schwangerschaft), zielgenauer im Morbi-
RSA Berücksichtigung finden.

Die Erhebung von Zusatzbeiträgen bedeu-
tet für die Krankenkassen einen erheblichen 
Verwaltungsaufwand. Dies haben erste Er-
fahrungen aus diesem Jahr gezeigt.  Daher 

muss der gesetzliche Rahmen so gestaltet 
sein, dass der Zusatzbeitragseinzug kas-
senindividuell organisiert werden kann. Dies 
eröffnet den Krankenkassen auch wieder 
neue Wettbewerbsspielräume, beispiels-
weise in der Option eines Quellenabzugs im 
Einvernehmen zwischen Unternehmen und 
Krankenkasse. 

Durch die steigende Relevanz der Zusatz-
beiträge für die Gesamteinnahmen der GKV 
dürfen den Krankenkassen darüber hinaus 
keine Liquiditätsrisiken entstehen. Insbe-
sondere das Risiko potentieller Nichtzah-
ler muss für die Krankenkassen durch die 
Schaffung eines klaren rechtlichen Rahmens 
und durch Anreizverfahren minimiert werden. 

30

31
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	g esundheits- und sozialpolitik 

die bkk-positionen zum
	gkv -finanzierungsgesetz 

Im Jahr 2010 wurden zwei wichtige Geset-
zesvorhaben der Bundesregierung disku-
tiert, die zum 1. Januar 2011 in Kraft  
getreten sind: das GKV-Finanzierungsgesetz 
(GKV-FinG) und das Arzneimittelmarkt-Neu-
ordnungsgesetz, kurz AMNOG. Hier die BKK-
Positionen zu einigen wichtigen Aspekten:

Erhöhung des allgemeinen Beitrags-
satzes zur gesetzlichen Kranken-
versicherung auf 15,5 % 

Der allgemeine Beitragssatz wurde auf 15,5 
Prozent angehoben und festgeschrieben. 
Festgeschrieben wurde – mit 7,3 Prozent – 
auch der Arbeitgeberanteil. Künftige Kos-
tensteigerungen werden somit allein von 
den Versicherten finanziert, und zwar über 
einkommensunabhängige Zusatzbeiträ-
ge, die jede Kasse individuell erheben kann. 
(2011 wird die große Mehrheit der Kranken-
kassen noch keinen Zusatzbeitrag erheben 
müssen.) Die Betriebskrankenkassen spre-
chen sich gegen diese alleinige Finanzierung 
durch die Versicherten aus. 

Erleichterter Wechsel für  
gesetzlich Krankenversicherte  
von der GKV in die pkv

Jeder gesetzlich krankenversicherte Ar-
beitnehmer, dessen Monatseinkommen im 
Kalenderjahr die allgemeine Versicherungs-
pflichtgrenze (2011: 49.500 Euro) über-
schreitet, kann jetzt als freiwilliges Mitglied 
in der GKV bleiben oder in die PKV wechseln. 
Damit könnten der GKV wichtige Einnahmen 
verloren gehen. Auch jeder freiwillig Ver-
sicherte sollte sich den Wechsel in die PKV 
gut überlegen. Zentraler Vorteil der GKV 
ist, neben dem Solidarprinzip, vor allem die 
beitragsfreie Familienversicherung. Von den 
privaten Krankenversicherern werden der-
zeit verstärkt die sogenannten „guten Risi-
ken“ umworben. In diesem Zusammenhang 
muss auf die absehbaren Kostensteigerun-
gen bei den der privaten Tarifen hingewiesen 
werden. 



 

 

Niedrigere Preise und Nutzen- 
bewertung für Arzneimittel mit  
neuen Wirkstoffen

Bringt ein Hersteller ein neues Medikament 
auf den Markt, muss er dem gemeinsamen 
Bundesausschuss ein Dossier vorlegen, das 
den zusätzlichen therapeutischen Nutzen 
für den Patienten gegenüber vorhandenen 
Medikamenten belegt. Kommt der gemein-
same Bundesausschuss zu dem Ergebnis, 
dass kein Zusatznutzen vorliegt, kann für 
das neue Arzneimittel ein Höchstbetrag 
festgelegt werden, den die Krankenkassen 
maximal erstatten. Wird dagegen ein zu-
sätzlicher Nutzen anerkannt, kommt es zu 
Preisverhandlungen zwischen den Herstel-
lern und den Kassen. Neu ist, dass die Her-
steller nicht mehr wie bisher ihre Preise für 
neue Arzneimittel frei festsetzen können. So 
können zukünftig deutliche Einsparungen bei 
den Arzneimittelausgaben erzielt werden.

32

33

Für die Versicherten besteht nun die Mög-
lichkeit, im Rahmen der Kostenerstattung 
andere Generika-Präparate zu wählen als 
die, für die ihre Krankenkasse Rabattverein-
barungen abgeschlossen hat. Medikamente, 
die im Rahmen von Rabattverträgen abge-
geben werden, unterscheiden sich in der 
Qualität nicht von anderen Arzneimitteln. 
Dennoch kann es für Patienten Gründe ge-
ben, sich bewusst für ein anderes Präparat 
zu entscheiden. Sie bezahlen dieses dann 
zunächst aus eigener Tasche und bekommen 
dafür später einen der Satzungsregelung 
entsprechenden Betrag von ihrer Kranken-
kasse erstattet. 

Die bkk-positionen zum
	arzneimittelmarkt -
	ne uordnungsgesetz 

Die mit dem RSA verbundene Erwartung, 
dass sich die Versichertenstrukturen der 
Krankenkassen im Laufe der Zeit durch Kran-
kenkassenwechsel durchmischen würden, 
erfüllte sich nicht. Stattdessen zeigte sich, 
dass Krankenkassen mit einem günstigen 
Beitragssatz insbesondere von jungen, ge-
sunden Versicherten mit höherem Einkom-
men gewählt wurden, während ältere oder 
chronisch kranke Versicherte in der Regel bei 
ihrer ursprünglichen Krankenkasse blieben.
Der Reformbedarf des RSA mündete 
schließlich im „Gesetz zur Reform des Risi-
kostrukturausgleichs in der GKV“, mit dem 
als langfristige Maßnahme die Einführung 
eines morbiditätsorientierten Risikostruk-
turausgleichs verbunden war. Dieser wur-
de zum 01. 01. 2009 in enger Anlehnung an 
den Gesundheitsfonds eingeführt. Seither 
gilt ein einheitlicher Beitragssatz für alle 
gesetzlichen Krankenkassen. Die Beiträge 
verbleiben allerdings nicht bei den Kranken-
kassen, sondern werden von ihnen nur noch 
für den Gesundheitsfonds eingezogen und 
taggleich dorthin abgeführt. Der Gesund-
heitsfonds wird vom Bundesversicherungs-
amt als Sondervermögen verwaltet. 

Um ihre Ausgaben zu decken, erhalten die 
Krankenkassen aus dem Gesundheitsfonds 
Zuweisungen. Sollten diese Mittel nicht aus-
reichend sein, müssten betroffene Kranken-
kassen den Fehlbetrag über einen Zusatz-
beitrag ausgleichen, der ausschließlich von 
ihren Mitgliedern zu zahlen ist. Er ist somit 
aus der paritätischen Finanzierung der GKV 
ausgenommen. 

Bei den Zuweisungen aus dem Gesundheits-
fonds handelt es sich um standardisierte 
Werte entsprechend der durchschnittlichen 
Ausgaben in der GKV und der Risikostruktur 
der Krankenkasse. Im Einzelnen erhalten die 
Krankenkassen Zuweisungen für

•	 �berücksichtigungsfähige  
Leistungsausgaben,

•	 Satzungs- und Ermessensleistungen,
•	 strukturierte Behandlungsprogramme,
•	 Verwaltungsausgaben.

Die Zuweisungen für berücksichtigungsfä-
hige Leistungsausgaben werden über den 
morbiditätsorientierten Risikostrukturaus-
gleich ermittelt. Die Morbidität der Versi-
cherten bemisst sich sowohl nach Alter, 
Geschlecht und dem Erwerbsminderungs-

status als auch über 80 besonders teure 
Erkrankungen, die bei der Berechnung der 
Zuschlagshöhe berücksichtigt werden. Dies 
gilt zum Teil auch für die Zuweisungen für 
Verwaltungsausgaben, da der Gesetzgeber 
davon ausgeht, dass es einen direkten Zu-
sammenhang zwischen Morbidität und Ver-
waltungsaufwand gibt. 

Die Zuweisungen für Satzungs- und Ermes-
sensleistungen berechnen sich als reiner 
Pro-Kopf-Wert anhand der durchschnittli-
chen GKV-Ausgaben und die Zuweisungen 
für strukturierte Behandlungsprogramme 
werden als Pauschalbetrag von 180 Euro 
im Jahr je eingeschriebenem Versicherten 
ausgeschüttet. Darüber hinaus gibt es noch 
einen länderbezogenen Anpassungsbetrag, 
der außergewöhnliche Belastungen einzel-
ner Bundesländer über eine Sonderzuwei-
sung ausgleichen soll. 

Eine Besonderheit des Gesundheitsfonds 
ist, dass die Gesamtzuweisungshöhe für ein 
Jahr  durch den sogenannten GKV-Schät-
zerkreis im Vorjahr festgelegt wird. Sie 
behält ihre Gültigkeit selbst dann, wenn die 
tatsächlichen Jahresergebnisse ein an-
deres Bild wiedergeben sollten. Damit im 
RSA-Schlussausgleich das gesetzte Volumen 
nicht über- oder unterschritten wird, sieht 
§ 40 RSAV eine mitgliederbezogene Anpas-
sung des Zuweisungsvolumens vor. In 2009 
fielen die tatsächlichen Ausgaben etwas 
niedriger aus als ursprünglich geschätzt, so 
dass sich für die Krankenkassen ein positi-
ver Anpassungsbetrag ergab. Erst im  
November 2010 erfolgte die endgültige Ab-
rechnung für das Jahr 2009.
 

Die folgende Grafik gibt einen Überblick über 
die Größenverteilung der einzelnen Zuwei-
sungen bei den Betriebskrankenkassen des 
BKK-Landesverbandes NORDWEST.

MORBI-RSA UND GESUNDHEITSFONDS
	 VERTEILUNGSWIRKUNGEN IN DER KRITIK 

Der Risikostrukturausgleich (RSA) wurde 
1994 eingeführt mit der Intention, die finan-
ziellen Auswirkungen der unterschiedlichen 
Risikostrukturen der gesetzlichen Kranken-
kassen untereinander auszugleichen. Seit-

her hat der RSA für viel Diskussionsstoff 
und Kritik gesorgt. Im Fokus der Kritik ste-
hen dabei die Verteilungswirkungen, die der 
RSA hervorbringt. 



 

Insgesamt wurden hier 7.113 Mio. Euro an die BKK ausgeschüttet. Je Versicherten 
macht das einen Betrag von 2.277 Euro aus. Es zeigen sich allerdings deutliche 
Unterschiede in der Zuweisungshöhe der BKK in den ehemaligen Landesverbän-
den NRW und NORD. Die Zuweisungshöhe liegt in NRW im Durchschnitt bei 2.343 
Euro je Versicherten, während sie in NORD bei 2.070 Euro liegt. Diese Differenz 
ist in erster Linie darauf zurückzuführen, dass die Versicherten der NRW-BKK im 
Durchschnitt morbider und älter sind als die Versicherten der BKK in NORD.  
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VERTEILUNG der zuweisungen aus dem gesundheitsfonds

		  BKK NRW	 BKK NORD	 BKK NORDWEST
Zuweisungen absolut in T ¤		   	  	  
berücksichtungsfähige Leistungsausgaben	 	 5.152.057	 1.450.874	 6.602.931
Satzungs- und Ermessensleistungen 	  	 41.493	 10.765	 52.258
stukturierte Behandlungsprogramme	  	 27.002	 7.355	 34.357	
Verwaltungsausgaben	  	 302.368	 88.115	 390.483
länderbezogene Anpassung	  	 2.585	 4.577	 7.162
mitgliederbezogene Anpassung 	  	 20.603	 5.407	 26.010
Zuweisungen gesamt	  	 5.546.107	 1.567.093	 7.113.200

Zuweisungen je Versicherten in ¤		   	  	  
berücksichtungsfähige Leistungsausgaben	 	 2.176,45	 1.916,75	 2.113,53
Satzungs- und Ermessensleistungen 	  	 17,53	 14,22	 16,73
stukturierte Behandlungsprogramme	  	 11,41	 9,72	 11,00	
Verwaltungsausgaben	  	 127,73	 116,41	 124,99
länderbezogene Anpassung	  	 1,09	 6,05	 2,29
mitgliederbezogene Anpassung 	  	 8,70	 7,14	 8,33
Zuweisungen gesamt	  	 2.342,93	 2.070,29	 2.276,86

Quelle: eigene Berechnungen anhand der KJ1

Zuordnung zu den Landesverbänden gem. Fusionsstand 01.07.2010

Quelle: eigene Berechnungen anhand der KJ1 

volumen der zuweisungen aus dem gesundheitsfonds

Zuweisungen für  
berücksichtungsfähige  
Leistungsausgaben

Zuweisungen für  
Satzungs- und 
Ermessensleistungen

Zuweisungen für  
strukturierte 
Behandlungsprogramme

Zuweisungen für  
Verwaltungsaufgaben

Zuweisungen gemäß  
Konvergenzklausel

Mitgliederbezogener
Anpassungbetrag

Quelle: eigene Berechnungen anhand der KJ1

Bei den berücksichtigungsfähigen Leistungsausgaben ergab sich eine minimale 
Überdeckung. Insgesamt waren die Zuweisungen also ausreichend, um die ent-
standenen Kosten zu finanzieren. Auf Einzelkassenebene können sich allerdings 
Abweichungen ergeben.

Im Bereich der Satzungs- und Ermessensleistungen sowie der Verwaltungskosten 
erzielten die BKK in NRW und NORD sehr unterschiedliche Ergebnisse. 2009 liegen 
bei den BKK in NRW Unterdeckungen bei den Satzungs- und Ermessensleistungen 
vor, während die BKK in NORD hier ein positives Ergebnis erreichen. Die Verwal-
tungskosten hingegen können weder in NRW noch in NORD durch die Zuweisungen 
ausreichend gedeckt werden. 

Die Defizite in den genannten Ausgabensegmenten konnten jedoch kompensiert 
werden, so dass die Mitgliedskassen des BKK-Landesverbandes NORDWEST das 
Jahr 2009 insgesamt mit einem Überschuss der Einnahmen in Höhe von knapp 
84 Mio. Euro abschließen konnten.

Die eigentliche Ausgabenstruktur der Krankenkassen zeigt sich erst durch den  
direkten Vergleich der Zuweisungshöhe mit den tatsächlichen Ausgaben – der  
Deckungsquote der Zuweisungen. 

deckungsquote aus ausgaben und zuweisungen
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politische diskussionen  
	i m frühjahr 
	
BKK-Frühjahrsempfang 2010  
in Hamburg 

„Auf dem Weg zur nächsten Gesundheits-
reform“ – unter diesem Motto hatten Ver-
waltungsrat und Vorstand des damaligen 
BKK-Landesverbandes NORD zum zehnten 
Mal seit 2003 zum traditionellen BKK-Emp-
fang im Hamburger Hotel Residenz Hafen 
Hamburg geladen. Rund 70 Gäste aus den 
Führungsetagen von Krankenkassen, Ver-
bänden, Krankenhäusern und Ärzteschaft 
waren am 9. März 2010 dieser Einladung 
des BKK-Landesverbandes gefolgt, um über 
die aktuellen gesundheitspolitischen The-
men mit diesen drei Gästen zu diskutieren: 
Annette Widmann-Mauz, Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesgesundheitsmi-
nisterium und CDU-Bundestagsabgeordnete, 
Dr. Thomas Drabinski, Gesundheitsökonom  

 

Günther Jansen, Dr. Thomas Drabinski, MdB Annette  
Widmann-Mauz, Moderatorin Kerstin Michaelis und  

Manfred Puppel (v. li. n. re.)

an der Kieler Universität, sowie Prof.  
Günther Jansen, Vorsitzender des Patien-
tenombudsvereins Schleswig-Holstein  
und ehemaliger Sozialminister. Kerstin  
Michaelis (NDR) moderierte eine rege Dis-
kussion, die noch für kontroversen Ge-
sprächsstoff bei einem gemeinsamen Im-

biss im Anschluss an den „offiziellen“ Teil 
der Veranstaltung sorgte.
Darüber hinaus begleitete der BKK-Lan-
desverband NORDWEST im vergangenen 
Jahr zahlreiche Gesetzgebungsverfah-
ren und informierte in engen Abständen 
über den Sachstand und inhaltlich wichti-
ge Neuerungen für die gesetzliche Kran-
kenversicherung. Insbesondere das GKV-
Finanzierungsgesetz und das Gesetz zur 
Neuordnung des Arzneimittelmarktes 
erfuhren im vergangenen Jahr besondere 
Aufmerksamkeit.

Im Rahmen der politischen Interessen-
vertretung der Betriebskrankenkassen 
fanden zahlreiche Gespräche mit unter-
schiedlichen Entscheidungsträgern statt. 
In Schleswig-Holstein wurden im März 2010 
Gespräche mit der Gesundheits-Staats-
sekretärin Dr. Bettina Bonde (FDP) und 
im Juni mit dem Arbeitskreis Soziales der 
CDU-Landtagsfraktion geführt. Mit dem 
gesundheitspolitischen Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion in Mecklenburg-Vorpom-
mern Günther Rühs fand im September ein 
Gedankenaustausch statt. Zusätzlich zu 
den Kontakten zur Landesebene wurden im 
vergangenen Jahr auch die Kontakte zum 
Gesundheitsausschuss des Bundestages 
durch Gespräche mit dessen Mitgliedern 
aus unseren Bundesländern intensiviert. 
Neben dem Austausch mit MdB Dr. Rolf Ko-
schorrek (CDU/CSU)  aus Schleswig-Hol-
stein im September, fanden im April bzw. 
Oktober Gespräche mit den MdB aus Meck-
lenburg-Vorpommern Dr. Harald Terpe 
(Bündnis 90 / DIE GRÜNEN)  und Dietrich 
Monstadt (CDU/CSU) statt.

BKK-Frühjahrsempfang 2011  
in düsseldorf

Anlässlich des Frühjahrsempfangs des 
BKK-Landesverbandes NORDWEST in Düs-
seldorf am 12. April 2011 durften sich die 
beiden Vorstandsvorsitzenden Jörg Hoff-
mann und Manfred Puppel über ein volles 
Haus freuen: Rund 80 Gäste waren in die 
Villa Horion zu einem ungezwungenen Mei-
nungsaustausch zusammengekommen. 

Neben den wichtigsten Repräsentanten des 
NRW-Gesundheitswesens war auch NRW-
Gesundheitsministerin Barbara Steffens 
der Einladung des BKK-Landesverbandes 
gefolgt. Dabei gab die Ministerin in einem 
interessanten Statement einen gesund-
heitspolitischen Ausblick auf das Jahr 
2011: Eine große Herausforderung für 
unser Gesundheitssystem sei der demo-
grafische Wandel. Wer darauf zufrieden-
stellende Antworten finden wolle, müsse 
sektorenübergreifend denken, forderte 
Steffens. Gefragt seien daher neue Kon-
zepte, die ambulante und stationäre Ver-
sorgung besser miteinander zu verbinden. 
Dabei müsse die wohnortnahe Versorgung 
gesichert bleiben, vor allem für alte Men-
schen.

Den BKK-Landesverband bezeichnete die 
Ministerin als wichtigen Akteur der Ge-
sundheitspolitik – gerade aufgrund der ge-
wachsenen Bedeutung nach der Fusion der 
Landesverbände NRW und NORD zum BKK-
Landesverband NORDWEST. 

Jörg Hoffmann, Vorstandsvorsitzender des 
BKK-Landesverbandes NORDWEST, stellte 
sich der aktuellen Diskussion zum Versor-
gungsbedarf. Er forderte die Politik auf, 
bei der Reform der ärztlichen Versorgung 
die stationären Kapazitäten stärker in die 
ambulante Bedarfsplanung einzubeziehen. 
Zwar begrüße der Landesverband die von 
der Politik vorgeschlagenen Vergütungsan-
reize, junge Ärzte mit besseren Arbeitsbe-
dingungen aufs Land „zu locken“, allerdings 
dürfe diese neue Regelung nicht zu einseiti-

ger Mehrbelastung der Krankenkassen und 
der Versicherten führen. 

Mit Interesse, so Hoffmann weiter, sei bei 
den Eckpunkten die Stärkung der wettbe-
werblichen Handlungsmöglichkeiten auf der 
Leistungsseite zu beobachten, das hieße 
die Erweiterung von Satzungs- und Ermes-
sensleistungen der Krankenkassen neben 
Leistungen zum allgemeinen Leistungska-
talog. Gerade die  Betriebskrankenkassen 
stützten ein solches Wettbewerbspoten-
tial. Um hier für solche Zielgruppen Zuwei-
sungspotential nutzen zu können, müssten 
auch die Mechanismen des Gesundheits-
fonds überprüft sowie die Beitragshoheit 
der Krankenkassen wiederhergestellt wer-
den. Beim Versorgungsgesetz sei „Verbot 
der Zuweisung innerhalb der Leistungser-
bringer gegen Entgelt“ der Eckpunkt. Die 
hier teilweise zu beobachtenden Praktiken 
– Zuweisungen gegen Verordnung –, die 
auch im Heilmittelbereich beklagt würden, 
müssten durch präzise gesetzliche Re-
gelungen ausgeschlossen werden, sagte 
Hoffmann abschließend.

NRW-Gesundheitsministerin Barbara Steffens mit Willi Budde,  
Manfred Puppel, Jörg Hoffmann und Ernst Hornung (v. re. n. li.) vom 
BKK-Landesverband NORDWEST
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Die Entwicklung bei den Kassen

Da die beiden BKK-Landesverbände Nord und NRW zum 01.07.2010 fusioniert 
haben, werden im Folgenden alle Statistiken zusammengefasst dargestellt.
Bis Anfang 2010 gehörten dem BKK-Landesverband Nord 10 BKK und dem BKK-
Landesverband NRW 42 BKK an. Durch Fusionen in 2010 und Anfang 2011 sank 
die Zahl der BKK im jetzigen BKK-Landesverband NORDWEST auf 38 BKK.

ANZAHL DER BKK IM BKK-LANDESVERBAND NORDWEST
STAND 2000 – 2010: 1. JANUAR DES JEWEILIGEN JAHRES

Als Folge des fusionsbedingten Konzentrationsprozesses ist der prozentuale 
Anteil der mitgliedsstarken Betriebskrankenkassen in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich gestiegen.

KASSENGRÖSSE DER BKK IM BKK-LANDESVERBAND NORDWEST (IN %)

Die Mehrheit der BKK im BKK Landesverband NORDWEST haben 2010 eine Kassen-
größe von unter 25.000 Versicherten. Anhand der Entwicklung der letzten Jahre 
lässt sich aber erkennen, dass die Anzahl der BKK mit weniger als 25.000 Versi-
cherten kontinuierlich durch Fusionen abnimmt und es eine Tendenz zu größeren 
Organisationseinheiten gibt.

Zum 01.01.2010 waren 32 BKK (76 %) des BKK-Landesverbandes NORDWEST 
auch für Versicherte außerhalb ihrer Trägerunternehmen geöffnet. Diese 
Betriebskrankenkassen betreuten 1.976.422 Mitglieder. Zehn der BKK (24 %) 
waren noch ausschließlich betriebsbezogen, sie betreuten 112.052 Mitglieder. 
Aufgeschlüsselt nach NRW und NORD ergibt sich folgendes Bild: Acht betriebs-
bezogene BKK (25 %) mit 95.060 Mitgliedern und 24 geöffnete BKK (75 %) mit 
1.469.047 Mitgliedern in NRW, zwei betriebsbezogene BKK (20 %) mit 16.992 
Mitgliedern und acht geöffnete BKK (80 %) mit 507.375 Mitgliedern in NORD.

GEÖFFNETE UND BETRIEBSBEZOGENE BKK IM BKK-LANDESVERBAND NORDWEST
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DIE ENTWICKLUNG BEI DEN VERSICHERTEN

Während bis 2004 die Zahl der Versicherten bei den BKK innerhalb des heutigen 
BKK-Landesverbandes NORDWEST stetig anstieg, sind die Mitglieder- und 
Versichertenzahlen seitdem rückläufig. Gegenüber 2004 sank die Zahl der 
Versicherten und Mitglieder jeweils um 14, die Zahl der Familienangehörigen um 
13 Prozent. Hintergrund sind Anpassungsprozesse der BKK aufgrund gesetzli-
cher Änderungen, die verstärkt zu Fusionen geführt haben.

VERSICHERTENENTWICKLUNG BKK-LANDESVERBAND NORDWEST (IN TSD.)
STAND: 1. JANUAR DES JEWEILIGEN JAHRES

Der Beitragssatz

Seit 2009 gibt es für alle Krankenkassen einen gesetzlich festgelegten, einheit-
lichen allgemeinen Beitragssatz, der zum 01.01.2011 von 14,9 auf 15,5 Prozent 
angehoben wurde (7,3 % Arbeitgeberanteil + 8,2 % Arbeitnehmeranteil). Zu-
sätzlich kann jede Krankenkasse bei Bedarf einen in der Höhe frei festzulegen-
den Zusatzbeitrag von ihren Mitgliedern erheben. 

Von den 38 Mitgliedskassen erheben derzeit vier BKK einen Zusatzbeitrag (zwei 
Mitgliedskassen des ehemaligen Landesverbandes NRW und zwei des ehemali-
gen Landesverbandes NORD). 

Die Leistungsausgaben

Die Gesamtausgaben der BKK des Landesverbandes NORDWEST beliefen sich in 
2009 auf 6,7 Milliarden Euro. Wie die Grafik zeigt, ist die Krankenhausbehand-
lung mit 33 Prozent der größte Kostensektor, die Arzneimittelausgaben stehen 
mit 18 Prozent an zweiter Stelle, mit 17,5 Prozent folgen die Ausgaben für ärzt-
liche Behandlungen. Damit machen diese drei Leistungsausgaben ca. 70 Prozent 
der Gesamtkosten aus. Die prozentualen Anteile der Kostenblöcke sind in den 
ehemaligen BKK Landesverbänden NRW und NORD annähernd gleich gewesen.
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HAUPTLEISTUNGSBEREICHE IN % (KJ1 2009)

Über alles gesehen sind die Leistungsausgaben 2009 der BKK in NORDWEST im 
Vergleich zum Vorjahr um 2,5 Prozent gesunken. Betrachtet man die Ausgaben-
situation je Mitglied, ergibt sich eine Steigerung von 7,9 Prozent – in der GKV 
betrug die Steigerungsrate 6,3 Prozent. Besonders starke Steigerungen pro 
Mitglied sind bei den Zahnärzten, der Krankenhausbehandlung und im Bereich 
Krankengeld zu beobachten.

Die Leistungsausgaben der BKK des ehemaligen BKK Landesverbandes NRW  
pro Mitglied sind im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um etwa 11,7 Prozent 
gestiegen, die der BKK des ehemaligen BKK-Landesverbandes NORD um rund  
4 Prozent. Hintergrund sind in erster Linie fusionsbedingte Verschiebungen, die 
zu einer verstärkten Morbidität der BKK im Landesverband NORDWEST geführt 
haben.
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LEISTUNGSAUSGABEN BKK-Landesverband NORDWEST

		  2008  KJ 1	 2009 KJ 1	E ntwicklung
		  (Stand 01.01.2008)	 (Stand 01.01.2009)

		  in EUR	 in EUR	 in %
Ärztl. Behandlung	 insgesamt	 1.237.061.400	 1.172.475.758	 –5,22
 	 je Mitglied	 512	 537	 4,91
Zahnärztl. Behandlung	 insgesamt	 378.096.868	 376.171.485	 -0,51	
	 je Mitglied	 156	 172	 10,12
Zahnersatz	 insgesamt	 133.573.489	 126.707.735	 -5,14
 	 je Mitglied	 55	 58	 5,00
Arzneimittel	 insgesamt	 1.262.535.929	 1.211.089.978	 -4,07
 	 je Mitglied	 522	 555	 6,18
Heil und Hilfsmittel	 insgesamt	 404.252.937	 382.205.024	 -5,45
  	 je Mitglied	 167	 175	 4,65
Krankenhausbehandlung 	 insgesamt	 2.262.288.548	 2.227.582.154	 1,53
 	 je Mitglied	 936	 1.020	 8,99
Krankengeld	 insgesamt	 383.753.529	 412.194.105	 7,41
	 je Mitglied	 159	 189	 18,89
Fahrkosten	 insgesamt	 136.086.676	 127.848.660	 -6,05
	 je Mitglied	 56	 59	 3,99
sonst. Leistungsausgaben	 insgesamt	 659.942.168	 647.511.026	 -1,88
	 je Mitglied	 252	 297	 8,60
GESAMT	 insgesamt	 6.857.591.544	 6.683.785.926	 -2,53
	 je Mitglied	 2.838	 3.062	 7,88

HERAUSGEBER: BKK-Landesverband Nordwest
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Bertelsmann BKK, Gütersloh
BKK Achenbach Buschhütten, Kreuztal
BKK ALP plus, Stolberg
BKK Basell*, Wesseling
BKK BJB*, Arnsberg
BKK BPW Bergische Achsen KG*, Wiehl
BKK Demag Krauss-Maffei, Duisburg
BKK der siemag, Hilchenbach
BKK Deutsche Bank ag*, Düsseldorf
BKK diakonie, Bielefeld
BKK Dr. Oetker, Bielefeld
BKK Dürkopp Adler, Bielefeld
BKK euregio, Heinsberg
BKK futur, Krefeld
BKK für Heilberufe, Düsseldorf

BKK S-H, Glückstadt			 
Shell BKK/LIFE, Hamburg			
ESSO BKK, Hamburg  			 
BKK PHOENIX AG, Hamburg   		
BKK AXEL SPRINGER*, Hamburg

BKK Gildemeister Seidensticker, Bielefeld 
BKK Grillo-Werke AG*, Duisburg
BKK heimbach*, Düren
bkk herford Minden Ravensberg, Herford
BKK hoesch, Dortmund
BKK melitta Plus, Minden
BKK miele*, Gütersloh
BKK pfeiffer & Langen*, Elsdorf
BKK vdn, Schwerte
BKK victoria-d.a.s., Düsseldorf
BKK vor Ort, Bochum
die bergische krankenkasse, Solingen
saint-gobain bkk*, Aachen
vaillant bkk, Remscheid

SECURVITA BKK, Hamburg                         
BKK Beiersdorf AG*, Hamburg              
Die Continentale BKK, Hamburg                  
Novitas BKK, Hamburg                          

mitglieder 
	 des bkk-landesverbandes 	
	 nordwest

hauptverwaltung 
hamburg
Süderstraße 24  
20097 Hamburg
Telefon 040/25 15 050
Fax 040/25 15 05 836
 

* Betriebsbezogene Krankenkassen für Betriebsangehörige
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